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Abstract 

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit den Landesmedienanstalten in Deutschland 

und zeigt ihre Einordnung im Medienrechtssystem des dualen Rundfunks. Es wird der 

Frage nachgegangen, welche Rolle die Landesmedienanstalten als Institution des 

staatlichen Einflusses auf die Gestaltung des privaten Rundfunkwesens haben. Am 

Beispiel eines ihrer Hauptarbeitsfelder, dem Jugendschutz bzw. dem Jugendmedien-

schutz, werden typische Arbeitsweisen sowie die Zusammenarbeit mit anderen Institu-

tionen aufgezeigt, wobei Rücksicht auf den historischen Kontext genommen wird. Ziel 

ist es zu klären, ob die Landesmedienanstalten ihren Etat aus den anteiligen Einkünf-

ten der Rundfunkgebühren rechtfertigen. Dabei soll aufgezeigt werden, wodurch sie in 

der Ausübung ihrer Aufgaben limitiert werden und welche Bereiche der Medienordnung 

optimiert werden müssten, um den Jugendmedienschutz mit Hilfe der Landesmedien-

anstalten zukunftsfähig zu gestalten. 	  

Im Ergebnis wird deutlich, dass die Landesmedienanstalten zahlreiche Probleme in-

nerhalb der Kompetenzverteilung zwischen Bund und Bundesländern zu bewältigen 

haben. Die in Gesetzen und Staatsverträgen festgehaltenen Regulierungssysteme 

werden der medialen Konvergenz nicht gerecht. Größtes Hindernis hierbei ist haupt-

sächlich die fehlende Bereitschaft für Veränderung und Innovation. Für einen zukunfts-

orientierten Jugendmedienschutz ist ein Umdenken erforderlich, welches zugleich eine 

höhere Flexibilität der Bestimmungen sowie Alternativen für das restriktive System der 

regulierten Selbstkontrolle erfordert. Eine Möglichkeit ist die Kombination von Selbst-

klassifizierung und Inhaltsempfehlungen, welche neben dem Vertrauen in die Anbieter 

eine Stärkung der Medienkompetenz von Eltern und Jugendlichen voraussetzt. 
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1 Einleitung  
Ausgelöst durch die Einführung des dualen Rundfunksystems in der Bundesrepublik 

Deutschland 1987, wurden in den darauf folgenden Jahren die Landesmedienanstalten 

mit dem Zweck gegründet, die Zulassung und Aufsicht für den privaten Rundfunk zu 

übernehmen. Als Grundlage diente der ‚Staatsvertrag zur Neuordnung des Rundfunk-

wesens’ (1987) und dessen Nachfolger, der Rundfunkstaatsvertrag (1991), der  inzwi-

schen 16-mal geändert wurde. Durch die im Grundgesetz verankerte ‚Staatsferne’ 

obliegt die Medienaufsicht den Ländern, was zur Folge hat, dass fast alle Bundeslän-

der eine eigene Landesmedienanstalt betreiben. Sie übernehmen die Aufgaben im 

privaten Rundfunk, welche im öffentlich-rechtlichen Rundfunk in den Zuständigkeitsbe-

reich der Rundfunkräte von ARD und ZDF fallen. Sie lizensieren die privaten Sender 

und überwachen die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen des Rundfunkstaats-

vertrags und den daraus entwickelten Richtlinien. Dazu gehören vor allem die Bestim-

mungen zur Werbung und zum Jugendschutz. Die grundlegende Aufgabe der Medien-

anstalten liegt aber in der Sicherung der Meinungsvielfalt, da der Pluralismus das 

Grundprinzip der deutschen Rundfunkordnung darstellt: „Es liegt [...] in der Verantwor-

tung des Gesetzgebers, dass ein Gesamtangebot besteht, in dem die für die freiheitli-

che Demokratie konstitutive Meinungsvielfalt zur Darstellung gelangt. Es muss der 

Gefahr begegnet werden, dass auf Verbreitung angelegte Meinungen von der öffentli-

chen Meinungsbildung ausgeschlossen werden und Meinungsträger, die sich im Besitz 

von Sendefrequenzen und Finanzmitteln befinden, an der öffentlichen Meinungsbil-

dung vorherrschend mitwirken [...] Dies ist sicher nicht mit letzter Gewissheit möglich; 

zumindest muss aber eine hinreichende Wahrscheinlichkeit bestehen, dass sich in 

dem gesetzlich geordneten Rundfunksystem eine solche gleichgewichtige Vielfalt ein-

stellt.“1 Demnach müssen alle gesellschaftlich relevanten Gruppen die Möglichkeit ei-

ner freien Meinungsäußerung haben. Die Meinungsvielfalt kann auf zwei Wegen 

gesichert werden: entweder durch den sogenannten Binnenpluralismus, was bei den 

öffentlich-rechtlichen Sendern durch die plural zusammengesetzten Aufsichtsgremien 

geschieht, oder durch die Vielfalt unterschiedlicher Anbieter. Diese Vielfalt wird durch 

die Landesmedienanstalten garantiert, in dem sie Einfluss bei der Senderzulassung 

nehmen.  

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

1 Bundesverfassungsgericht, 3. Rundfunkurteil vom 16.06.1981 - 57, 295, C II, 1.c. 	  
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Der Etat der Landesmedienanstalten beträgt in etwa zwei Prozent der Rundfunkgebüh-

ren, wodurch sie nach der letzten Gebührenreform (2013) mit etwa 145 Millionen Euro2 

mehr Geld als jemals zuvor zur Verfügung haben. Durch die starke Abnahme der Sen-

derlizensierungen kam in den letzten Jahren vermehrt Kritik über die Struktur der Lan-

desmedienanstalten auf. Ihr Arbeitsvolumen hat faktisch abgenommen und es stellt 

sich die Frage, welche Bedeutung und Berechtigung die Landesmedienanstalten in der 

heutigen Medienlandschaft noch haben. Dieser Frage geht die vorliegende Arbeit am 

Beispiel eines wesentlichen Aufgabenbereichs der Medienanstalten, nämlich der Auf-

sicht über die Einhaltung der Jugendschutzbestimmungen im Rundfunk und bei Tele-

medien, nach. Hierfür werden zunächst die Strukturen des deutschen Medienrechts 

analysiert. Es gilt zu klären, welche Aufgaben für die Landesmedienanstalten festge-

legt wurden und durch wen oder was ihre Macht begrenzt. Des Weiteren soll unter-

sucht werden, welche Rolle die Landesmedienanstalten in der Entwicklung des 

zukünftigen Jugendmedienschutzes haben können. Unter dieser Voraussetzung soll 

auch über eine Optimierung der bestehenden Strukturen nachdacht werden. 

 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

2 vgl. ARD ZDF Deutschlandradio Beitragsservice, 2013: S.37.	  
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2 Geschichte des Jugendmedienschutzes 
Die Geschichte des Jugendmedienschutzes ist eng verknüpft mit der Geschichte der 

Medien selbst. Sprechen wir von Medien, so verstehen wir darunter insbesondere die 

Form der Medien, welche Massenkommunikation ermöglichen. So gab es zwar bereits 

in der menschlichen Frühzeit Bild- und Schriftmedien, aber diese waren in ihrer Ver-

breitung und Nutzung sehr begrenzt. Mit der Erfindung des Buchdrucks Mitte des 15. 

Jahrhunderts durch Johannes Gutenberg wurden Medien erst massentauglich und für 

die Kommunikation einer breiteren Masse relevant. Gutenberg, von vielen gar als 

Mann des vergangenen Jahrtausends betitelt,3 legte durch sein System der Schriften-

vervielfältigung den Grundstein für unsere heutige, kommunikationsfixierte Gesell-

schaft. 

Um zu verstehen, wie sich ein Bewusstsein für den Umgang mit Massenmedien gebil-

det hat, muss man allerdings noch vor diesen geschichtlichen Meilenstein blicken. 

Grundlage für den Jugendmedienschutz war und ist das Bewusstsein für eine kindsge-

rechte Erziehung, welches vor der Etablierung von Massenmedien wenig bis gar nicht 

ausgeprägt war. Unter den Historikern, welche sich mit dieser Materie auseinander 

gesetzt haben, ist vor allen Dingen der französische Soziologe Philippe Ariès zu nen-

nen. Er argumentiert, dass die mittelalterliche Gesellschaft keine Vorstellung von mo-

derner Erziehung hatte.4 Dass Kinder Menschen sind, welche das Bedürfnis nach einer 

besonderen Fürsorge haben, haben wir heute verinnerlicht. Im 14. Jahrhundert sah 

das noch ganz anders aus: 

„Im Großen und Ganzen scheinen die Kinder in den ersten fünf oder sechs Jahren oh-

ne große Führsorge sich selbst überlassen worden zu sein. [...] Wenn die Kinder erst 

einmal sieben Jahre alt geworden waren, begann man sie zu beachten, und sie fingen 

an, das Leben kleiner Erwachsener zu führen."5 

Die kindliche Unschuld konnte nicht verletzt werden, da es sie in der damaligen Vor-

stellungswelt schlichtweg nicht gab. Die Familie erfüllte eine vor allem praktische Funk-

tion – sie sorgte für den Fortbestand des Lebens, der Besitztümer und der Namen -, für 

das Gefühls- und Geistesleben spielte sie jedoch keine große Rolle.6 Bis zum 16. 

Jahrhundert hatte sich das Verhältnis zur Kindheit zumindest so weit verändert, dass 
	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

3 vgl. Agnes H. Gottlieb et al., 1998: S.2 ff.	  
4 vgl. Ariès, 2014: S.559 f.	  
5 Tuchman, 2010: S.58 f.	  
6 Ariès, 2014: S.559.	  



Geschichte des Jugendmedienschutzes 4 

 

man sie als Schutzraum ansah, der bewusst von der Erwachsenwelt abgetrennt wer-

den musste. Das Bild hatte sich in der Hinsicht verändert, dass man nun bemüht war, 

die Kinder und ihre Mentalität zu analysieren und zu durchschauen mit dem Ziel, ihr 

Wesen besser zu verstehen. Die ansteigende Alphabetisierungsrate und die damit ein-

hergehende Fähigkeit, gefestigte Meinungen und Ansichten stärker zu reflektieren, 

führten im 16. Jahrhundert dann zu einer Herausbildung der Idee der Kindheit. Sie 

wurde als Schutzraum definiert, der sich durch eine bewusste Abschirmung vor der 

‚Erwachsenenwelt‘ auszeichnete.7 Diese bewusste Abschirmung vor bestimmten Inhal-

ten ist auch heute noch die Leitidee hinter den Methoden des Jugendschutzes. Negati-

ve Wirkungsvermutungen haben häufig die Entwicklung und Verbreitung neuer 

Medienformen begleitet.8 Den Büchern als damals alleiniges Medium wurde gravieren-

de Auswirkungen auf Menschen, insbesondere aber auf Kinder zugesprochen. Man 

vermutete durch das neu aufkommende Medium und die ständige Präsenz des ge-

schriebenen Wortes eine negative Wirkung auf die Merk- und Imaginationsfähigkeit. 

Immer wieder wurde diese Diskussion um die Wirkung des Lesens neu angefochten, 

wie zum Beispiel im 18. Jahrhundert nach der Veröffentlichung von Goethes Roman 

‚Die Leiden des jungen Werthers‘.9 Unter Lesern des Buches gab es zahlreiche, die 

den Suizid der Hauptfigur Werther nachahmten, wodurch eine kontroverse Diskussion 

über den Einfluss von Schriften entstand. Der Wirkungszusammenhang zwischen der 

Berichterstattung über Suizide und einer Erhöhung der Suizidrate wird heute noch als 

sog. ‚Werther-Effekt‘ bezeichnet und ist als Begriff in die Medienwirkungsforschung 

eingegangen.  

Verglichen mit der heutigen Wertschätzung des Lesens in der Pädagogik klingen die 

damaligen Befürchtungen natürlich ungewohnt, aber das Schema der immer wieder-

kehrenden Argumentationsstrukturen hat sich auch mit den heutigen Massenmedien 

nicht verändert. Aufgrund dieser frühen Ansätze der Wirkungsvermutungen und den 

aufkommenden Bemühungen, das von Natur aus gute Kind von der moralisch verdor-

benen Erwachsenenwelt abzuschirmen,10 entstand im 19. Jahrhundert der Begriff der 

„Bewahrpädagogik“. Dieser schlug sich auch in der aufkommenden Kinder- und Ju-

gendliteratur nieder, welche sehr religiös-pädagogisch gestaltet war und möglichst vie-

le schädliche Einflüsse verhindern sollte. Hauptsächlich waren diese allerdings an die 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

7 vgl. Postman, 1987: S.18.	  
8 Decker, 2005: S.10.	  
9 vgl. Schorb, 1995: S.18 f.	  
10 Decker, 2005, S.11.	  
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bürgerliche Jugend gerichtet, große gesellschaftliche Verbreitung erreichte die Kinder- 

und Jugendliteratur erst zu Beginn des letzten Jahrhunderts. 

2.1 Jugendmedienschutz vor 1945 

In Deutschland gab es zu Beginn des 20. Jahrhunderts bereits den Gedanken des Ju-

gendmedienschutzes in institutionalisierter Form. Viele Vereine und Verbände wurden 

gegründet,11 wie zum Beispiel die ‚Zentralstelle zur Bekämpfung von Schundliteratur‘. 

In Deutschland gibt es für das neue Medium des Films zunächst kein eigenes Gesetz 

zur Zensur und Kontrolle. Obwohl die gesetzliche Grundlage für eine solche Kontrolle 

dem Landrecht unterlag, vergleichbar mit den heutigen Kompetenzen der Länder im 

Bereich des Jugendschutzes, fiel die Kontrolle zunächst in den Zuständigkeitsbereich 

der örtlichen Polizei. Wachtmeister besuchten die Vorstellungen der Wanderschaustel-

ler und später der ortsfesten Kinematographentheater,  um die gezeigten Filme auf ihre 

Unbedenklichkeit für die öffentliche Ordnung zu beurteilen. Beanstandete Filme und 

Filmszenen mussten aus dem Programm genommen werden.12 Dies hatte natürlich 

den Nachteil, dass es keine einheitlichen Entscheidungen gab. Die Entscheidung für 

die Freigabe eines Filmes konnte an unterschiedlichen Orten vollkommen verschieden 

ausfallen, ein bereits freigegebener Film durfte wiederum in einer anderen Stadt nicht 

vorgeführt werden. 1912 richtete Preußen die erste Landesstelle für Filmzensur in Ber-

lin ein, ähnliche Institutionen folgten in München und Stuttgart. Die örtlichen Polizeibe-

hörden übermittelten fortan ihre Ergebnisse an die Landesstellen. Ziel war es, 

Jugendlichen den Kinobesuch entweder ganz zu verbieten oder nur mit Einschränkun-

gen zu erlauben, z.B. ab einem gewissen Alter oder in Begleitung von Erwachsenen.13 

Allerdings wurden Filme auch für Erwachsene zensiert, wobei der Ermessensspielraum 

der Polizei relativ weit ging. Mit dem Ausbruch des ersten Weltkrieges 1914 wurde die 

Kontrolle auf Grundlage des "Gesetzes über die Ausrufung des Kriegszustandes" 

durch die Militärzensur ersetzt. Nach Ende des Krieges wurde diese wiederum, ausge-

löst durch die Novemberrevolution 1918, vorübergehend abgeschafft, nur um sie 1920 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

11 vgl. Hainz, 1991: S.22.	  
12 Loiperdinger, 2004: S.526.	  
13 vgl. Gottberg, 1999: S.34.	  
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durch das Reichslichtspielgesetz wieder einzuführen. Neu war, dass erstmals Richtli-

nien für Kinder und Jugendliche festgelegt wurden:14 

„Von der Vorführung vor Jugendlichen sind [...] alle Bildstreifen auszuschließen, von 

welchen eine schädliche Einwirkung auf die sittliche, geistige oder gesundheitliche 

Entwicklung oder eine Überreizung der Phantasie der Jugendlichen zu besorgen ist.“15  

1934, kurz nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten, wurde das Gesetz in die 

übergreifende Zensurpolitik des nationalsozialistischen Herrschaftsapparates erheblich 

verschärft.16 Unter Reichspropagandaminister Goebbels sollte das deutsche Filmwe-

sen zu seiner Bestimmung zurückfinden, Goebbels sprach von einer ‚Arisierung‘. Fort-

an durften nur noch Deutsche bei Filmproduktionen mitwirken, ausländische 

Produktionen und Filme von politischen Feinden wurden verboten.17 Insgesamt führte 

dieser Prozess zu einer kompletten Gleichschaltung der Medien mit der Ideologie des 

Staates. 

2.2 Jugendmedienschutz nach 1945 

Nach Ende des Krieges ging es den Besatzungsmächten neben dem Wiederaufbau 

vor allem um die Entnazifizierung und Demokratisierung der deutschen Bevölkerung. 

Bald wurden in den weitgehend zerstörten Städten wieder erste Kinovorführungen ge-

startet. Allerdings befürchteten die Alliierten, dass das nationalsozialistische Gedan-

kengut der während der Nazizeit produzierten Filme die beabsichtigte Entnazifizierung 

behindern könnte. Um dies zu verhindern, wurde in den Besatzungszonen die Militär-

zensur eingeführt. Diese fiel allerdings sehr unterschiedlich aus, was den Filmverlei-

hern beim Einsatz der Filme Probleme bereitete. 1948 konnte in den Westzonen die 

Gründung eines gemeinsamen Verleiherverbandes durchgesetzt werden. Der Syndi-

kus des Verbandes, Horst von Hartlieb, und der amerikanische Filmoffizier Erich Pom-

mer, die sich beide aus ihrer gemeinsamen Arbeit in der Universum Film AG (UFA) 

kannten, hatten die Absicht, nach dem amerikanischen Vorbild des Production-Codes 

in Deutschland eine Selbstkontrolle einzurichten, um so langfristig eine staatliche Zen-

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

14 vgl. Gottberg, 1999: S.35.	  
15 § 3 Abs. 2 Reichgesetz: Lichtspielgesetz.	  
16 vgl. Fippinger, 1995: S.80.	  
17 vgl. Loiperdinger, 2004: S.534 ff.	  
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sur zu verhindern.18 Der Production-Code wurde in den USA von dem ehemaligen 

Wahlkampfmanager Will H. Hays im Auftrag der Hollywood-Studios entwickelt, um 

Zensurbestimmungen durch den Staat zu verhindern. Produzenten und Filmverleiher 

stimmten festgelegten Regeln für die Gestaltung von Filmen und später von Fernseh-

sendungen zu. In der Außenwahrnehmung wurde der Production-Code aber eher als 

Instrument der staatlichen Zensur empfunden.  

Ein Verband aus Produktionsgesellschaften in den USA sammelte nun Richtlinien zur 

Filmproduktion hinsichtlich Gewalt-, Kriminalitäts- und Pornodarstellungen, um einer 

staatlichen Zensur nach diesem Modell auch in Deutschland zuvorzukommen. Frei 

nach dem Motto ‚Selbstverwaltung statt Staatsdekret‘ wurde in Deutschland 1949 die 

Freiwillige Selbstkontrolle der Filmwirtschaft (FSK) gegründet, die zunächst die Militär-

zensur ersetzen sollte. Das erste Prüfgremium 1949 bestand aus Vertretern und Ver-

treterinnen der Filmwirtschaft der Länder, der Katholischen Jugend Bayerns und der 

Kirchen.19 Als im gleichen Jahr durch die Verabschiedung des Grundgesetzes die 

Bundesrepublik Deutschland ein souveräner Staat wurde und dadurch die Militärzensur 

nicht mehr notwendig war, wurde der Jugendschutz zum Hauptarbeitsfeld der FSK. Die 

Verleiher verpflichteten sich einerseits, ihre Filme der FSK vorzulegen, bevor sie in die 

Kinos kamen, der Theaterverband garantierte andererseits, dass die Einhaltung der 

Altersfreigaben an den Kinokassen kontrolliert wurde. Der Staat traute dieser freiwilli-

gen Einrichtung jedoch nicht. 1952 trat das „Gesetz zum Schutze der Jugend in der 

Öffentlichkeit“ (JöSchG) in Kraft, der Vorgänger des heutigen Jugendschutzgesetzes 

(JuSchG) und wiederum Nachfolger des Reichslichtspielgesetzes von 1920. Ein Jahr 

später folgte das Gesetz über die Verbreitung jugendgefährdender Schriften (GjS), 

welches nach dem Willen von CDU/CSU das aus dem Jahre 1926 stammende Gesetz 

zur Bewahrung der Jugend vor Schmutz- und Schundschriften ersetzte. Danach konn-

ten vor allem Printmedien, aber auch zum Beispiel Schallplatten auf die „Liste der ju-

gendgefährdenden Schriften“ (Index)  aufgenommen werden (Indizierung).  Zuständig 

für die Indizierung wurde die 1954 gegründete „Bundesprüfstelle für  jugendgefährden-

de Schriften", die Vorgängerin der heutigen Bundesprüfstelle für jugendgefährdende 

Medien (BPjM).20  

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

18 vgl. Gottberg, 1999: S.36.	  
19 Freiwillige Selbstkontrolle der Filmwirtschaft, o.J.	  
20 vgl. Loiperdinger, 2004: S.536 ff.	  
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Aufgrund des in Art. 5 Abs. 1 ausgesprochenen Zensurverbots, worunter nach über-

einstimmender Rechtsauffassung vor allem eine Vorzensur unter Beteiligung staatli-

cher Behörden gemeint ist,21 entstand für Regelungen des Jugendschutzes das 

Problem, dass die Begutachtung und die Klassifizierung nach den Jugendschutzgeset-

zen erst nach der Veröffentlichung der Medien auf dem Markt zulässig waren. Das 

JöSchG, das die Klassifizierungen von Altersfreigaben in die Kompetenz der Obersten 

Landesjugendbehörden der Länder legte, umging das Zensurverbot dadurch, dass 

Kinospielfilme grundsätzlich ohne eine Altersfreigabe öffentlich vorgeführt werden durf-

ten, allerdings nur vor Erwachsenen. Sollten Jugendliche an der Filmvorführung teil-

nehmen, benötigte der Film eine Freigabe durch die obersten Landesjugendbehörden. 

Die obersten Landesjugendbehörden waren sich allerdings nicht sicher, ob sie mit ei-

ner eigenen Prüfstelle möglicherweise nicht doch einen Verstoß gegen das Zensurver-

bot riskiert hätten, außerdem bestand das Problem, dass die Gründung einer 

Filmprüfstelle in jedem Bundesland nicht zu finanzieren war. Hinzu kam, dass schon 

eine hohe Anzahl an Kinofilmen auf freiwilligem Wege durch die FSK gekennzeichnet 

war. Deshalb beschlossen die Länder in einer eigens verabschiedeten Vereinbarung, 

zumindest vorübergehend unter bestimmten Umständen die Freigaben der FSK als 

ihre eigenen zu akzeptieren. Die FSK, so die Argumentation, sei ein von der Wirtschaft 

selbst auf freiwilliger Ebene geschaffenes Kontrollorgan und stelle daher keine staatli-

che Vorzensur dar.22 Die Filmwirtschaft tat alles, um die FSK im Einvernehmen mit den 

Obersten Landesjugendbehörden zu etablieren, da aus Gründen der Werbung und des 

Marketings für Filme eine einheitliche Freigabe in allen Bundesländern für sie ein gro-

ßer Vorteil war. Außerdem konnten die Institutionen der Filmwirtschaft das Verfahren 

selbst regeln und finanzieren, sodass keine langen Wartezeiten zu befürchten waren, 

was bei einer behördlichen Prüfung wahrscheinlich anders gewesen wäre.23 Obwohl 

bereits 1958 in einer viel beachteten Promotion die Verfassungsmäßigkeit der FSK 

infrage gestellt wurde24 , gab es in dieser Frage niemals ein Gerichtsverfahren, was zu 

einer verfassungsrechtlichen Klärung hätte beitragen können. Die FSK, in Sachen Ju-

gendschutz zunächst als Provisorium gedacht, ist trotz zahlreicher Skandale um Frei-

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

21 vgl. Gottberg, 2011: S.398.	  
22 vgl. Gottberg, 1999: S.38.	  
23 vgl. ebd.: S.39 f.	  
24 vgl. Noltenius, 1958: S.10 ff.	  
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gaben, die in der Öffentlichkeit kritisch diskutiert wurden, auch heute noch für die 

Vergabe von Altersfreigaben nach dem Jugendschutzgesetz zuständig.  

Als Anfang der 1980er Jahre die ersten bespielten Videokassetten auf den Markt ka-

men, zeigte sich zum ersten Mal, dass die Jugendschutzgesetze der tatsächlichen Me-

dienentwicklung erheblich hinterherhinkten. Das Jugendschutzgesetz bezog sich auf 

die öffentliche Vorführung und nicht auf den Verkauf oder die Vermietung von Filmen 

auf Video. Ein im Kino erst ab 18 Jahren freigegebener Film konnte ohne Beschrän-

kungen an Kinder oder Jugendliche abgegeben werden. Die einzige Möglichkeit, den 

Vertrieb zumindest von pornographischen und gewaltverherrlichenden Filmen zu be-

grenzen, bestand in der Indizierung durch die Bundesprüfstelle.25 Erst 1985 wurde das 

JöSchG geändert, um Kennzeichnungs- und Freigabevorschriften auf Videofilme über-

tragen zu können, die bereits für Kinofilme galten.26 Als in den 1990er Jahren die ers-

ten Computerspiele auf Trägermedien verkauft wurden, stellte sich wieder heraus, 

dass diese zwar durchaus Jugendschutzrelevant waren, aber vom JÖSchG nicht er-

fasst wurden. Dies wurde erst 2003 im Rahmen der Reform des Jugendschutzrechts 

geändert. 

Ein anderer wesentlicher medialer Bereich, der sich gesetzlichen Regelungen des Ju-

gendschutzes völlig entzog, war der öffentlich-rechtliche Rundfunk. Dieser wies mit 

Blick auf seine pluralistisch besetzten Kontrollgremien jeder Einmischung von außen 

zurück. Weder FSK-Freigaben noch Kriterien der Bundesprüfstelle wurden als verbind-

liche Vorgaben akzeptiert. 1986 geriet eine Folge der Schwarzwaldklinik (Gewalt im 

Spiel) in die Kritik, weil eine vergewaltigte junge Frau an ihrem Vergewaltiger Selbstjus-

tiz übte. Die Folge wurde anschließend von der „Bundesprüfstelle für jugendgefähr-

dende Schriften“ indiziert. Nach einer Klage des ZDF urteilte das Bundes-

verfassungsgericht, dass eine Fernsehsendung kein Trägermedium sei, das indiziert 

werden könne.27 Als Mitte der 1980er Jahre der private Rundfunk in Deutschland be-

gann, wurde darüber diskutiert, inwieweit Jugendschutz im Fernsehen durchgesetzt 

werden sollte. Die Durchsetzung der schließlich im ersten Rundfunkstaatsvertrag auf-

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

25 vgl. Gottberg, 1999: S.42.	  
26 Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Medien, o.J.	  
27 Verwaltungsgericht Köln, Urteil vom 14.10.1986 – 17 K 3157/86.	  
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genommenen Bestimmungen ist eng mit der Aufsicht durch die Landesmedienanstal-

ten über die Einhaltung der Bestimmungen des Rundfunkstaatsvertrags verbunden.28 

2.3 Die Gründung der Landesmedienanstalten 

Zu Beginn der 80er Jahre schufen die Bundesländer mit den Landesrundfunkgesetzen 

die Basis für die Einführung des privaten Rundfunks. Schon vor der Zulassung privater 

Rundfunkveranstalter gab es seit 1953 im Saarland mit Tele-Saar einen privaten Sen-

der, was aber nur aufgrund der besonderen Rechtsstellung des Saarlandes möglich 

war.29 1964 schaffte das Saarland als erstes Bundesland die Voraussetzung, private 

Rundfunksender zu betreiben. Daraufhin beantragte die Freie Rundfunk AG in Grün-

dung (FRAG) nach den Vorgaben des Gesetzes die Zulassung. Diese wurde von der 

Landesregierung mit dem Argument verweigert, dass dies eine Schwächung des Saar-

ländischen Rundfunks bedeuten würde.30 Der Veranstalter klagte dagegen, das zu-

ständige Verwaltungsgericht legte den Fall dem Bundesverfassungsgericht zur Klärung 

vor. In seinem 3. Rundfunkurteil stellte das Bundesverfassungsgericht (BVerfGE) klar, 

dass in dem Gesetz wesentliche Voraussetzungen für eine verfassungsgemäße Zulas-

sung privaten Rundfunks fehlten. Zum einen gab es kein verfassungsgemäßes Verfah-

ren, nach dem unter mehreren Anbietern einem bestimmten bei knappen Frequenzen 

der Zuschlag erteilt werden sollte. Außerdem sei nicht sichergestellt, dass die gesell-

schaftlich relevanten Kräfte ausreichend Einfluss auf das Programm gehabt hätten.31 

Dieses Urteil führte dann in die Ordnung des dualen Rundfunkfunksystems und zur 

Gründung der Landesmedienanstalten. 

Mit Kabelpilotprojekten wurde aber zunächst die Akzeptanz von Privatfernsehen in der 

Bevölkerung untersucht. Das BVerfGE entschied 1984, dass die Landesrundfunkge-

setze generell verfassungsmäßig seien, aber die Rundfunkanbieter sich einem staats-

fernen, unter dem Einfluss der maßgeblichen gesellschaftlichen Kräfte stehenden 

Kontrollorgan unterordnen müssten.32 Damit war die Grundlage und Legitimation für 

die Einrichtung der Landesmedienanstalten geschaffen, sie sollten das Pendant zu den 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

28 vgl. Staatsvertrag über den Rundfunk im vereinten Deutschland vom 31. August 1991. 
29 vgl. Fickers, 2009: S.243 ff.	  
30 vgl. Bundesverfassungsgericht, 3. Rundfunkurteil vom 16.06.1981 - 57, 295, A II, 2.	  
31 vgl. Bundesverfassungsgericht, 3. Rundfunkurteil vom 16.06.1981 - 57, 295, C III.	  
32 vgl. Bundesverfassungsgericht, 4. Rundfunkurteil vom 04.11.1984 - 73,118, 2.	  
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öffentlich-rechtlichen Rundfunkräten bilden. Der ‚Staatsvertrag zur Neuordnung des 

Rundfunkwesens der Länder’ vom 3. April 1987 stellte die erste einheitliche länder-

übergreifende gesetzliche Regelung für den privaten Rundfunk dar.33 Er legte auch die 

Koexistenz der  öffentlich-rechtlichen Programmanbieter und der privaten Programm-

anbieter fest und bestimmte Regularien für die Zulassung und Kontrolle der privaten 

Rundfunksender. Mit der Wiedervereinigung wurde dieser Staatsvertrag in den 

„Staatsvertrag über den Rundfunk im vereinten Deutschland“ integriert, der noch heute 

Bestand hat.  

Ein wesentlicher Bestandteil des Staatsvertrags waren Regelungen zum Jugend-

schutz. Die Landesmedienanstalten konnten Programme nach einer Programmbe-

schwerde auf die Einhaltung der gesetzlichen Jugendschutzbestimmungen hin 

überprüfen und ggf. beanstanden.34 Als Problem erwies sich jedoch bald, dass auf-

grund des Verbots der Vorzensur Programmprüfungen erst nach der erstmaligen Aus-

strahlung möglich und gleichzeitig mit einem hohen bürokratischen Aufwand 

verbunden waren, was die Dauer der Verfahren extrem in die Länge zog.35 Als Prob-

lem stellte sich auch bald heraus, dass weder bei den Landesmedienanstalten noch 

bei den Sendern Erfahrungen in Sachen Jugendschutz vorhanden waren. Gleichzeitig 

mussten die privaten Sender mit relativ wenig Programmsubstanz und begrenzten Mit-

teln die Dominanz der öffentlich-rechtlichen Sender angreifen. Dazu brauchte man 

Programme, die möglichst auffällig waren und gleichzeitig wenig kosteten. Es bot sich 

daher an, vor allen Dingen amerikanische Krimiserien und deutsche Erotikfilme auszu-

strahlen. Als Anfang der 1990er Jahre die technische und tatsächliche Reichweite der 

privaten Sender schnell wuchs, wurde in der Öffentlichkeit kritisch über die Zunahme 

von Darstellungen mit Gewalt oder Sexualität diskutiert.36 

Die Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Medien kritisierte vor allem, dass Filme, 

die in der Videofassung auf dem Index standen, im Fernsehen erlaubt waren, solange 

diese nicht schwer jugendgefährdend waren. Deshalb wurde vor allen Dingen aus der 

Bundespolitik ein totales Ausstrahlungsverbot für indizierte Filme gefordert.37 Eltern-

verbände, Pädagogen und Psychologen befürchteten Lerneffekte solcher Fernsehan-

gebote und apostrophierten eine Zunahme von Gewalthandlungen in der Gesellschaft 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

33 vgl. Altendorfer, 2004: S.329.	  
34 vgl. Hoffmann-Riem, 2000: S. 36 ff.	  
35 vgl. ebd.: S. 59.	  
36 vgl. Freiwillige Selbstkontrolle Fernsehen, 2005: S.13.	  
37 vgl. ebd.: S.14.	  
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und die Reduzierung von Sexualität auf den Lustgewinn. Der Medienpsychologe Jo 

Gröbel erstellte im Auftrag der nordrhein-westfälischen Landesmedienanstalt eine Stu-

die über Gewaltprofile von Fernsehsendern, in dem er vor allem qualitativ die Anzahl 

von toten und Verletzten Menschen pro durchschnittliche Stunde maß und danach eine 

Rangliste der mehr oder weniger gewalthaltigen Sender veröffentlichte. Im Durch-

schnitt, so die damals medienwirksame These, seien pro Stunde im deutschen Fern-

sehen 70 Tote zu sehen, und das müsse zu einer Verrohung und zu einem Ansteigen 

der Gewaltrisiken in der Gesellschaft führen.38 

Die Landesmedienanstalten bemühten sich einerseits, diese Diskussion durch Veran-

staltungen, Forschungsaufträge und Veröffentlichungen zu unterstützen, waren auf der 

anderen Seite aber nicht in der Lage, die Situation des Jugendschutzes im privaten 

Fernsehen zu verbessern. Die Rundfunkpolitik der Länder stand unter Druck, diskutiert 

wurden Verschärfungen der bestehenden Gesetze, vor allem ein Verbot der Ausstrah-

lung von Filmen, die als Video oder DVD indiziert waren, und eine Beschränkung von 

Filmen mit einer Freigabe ab zwölf Jahren auf eine Sendezeit zwischen 20:00 Uhr und 

6:00 Uhr.39 Allerdings war fraglich, ob ein Ausstrahlungsverbot indizierter Filme nicht 

gegen das Zensurverbot des Grundgesetzes verstoßen würde. Denn im Bereich der 

Trägermedien bedeutete eine Indizierung lediglich ein Jugendverbot, während Erwach-

sene entsprechende Inhalte erwerben durften. Im Fernsehen hätte ein Totalverbot 

dann letztlich auch Konsequenzen für Erwachsene. Die Beschränkung von Filme mit 

einer Freigabe ab zwölf Jahren auf eine Sendezeit zwischen 20:00 Uhr und 6:00 Uhr 

hätte zur Folge gehabt, dass viele Erwachsene, die tagsüber fernsehen, ausschließlich 

mit Kinderprogrammen konfrontiert gewesen wären. Ein weiteres Problem war aber, 

dass die Landesmedienanstalten erst im Nachhinein reagieren konnten. Dies ließ sich 

aufgrund des Zensurverbotes aber auch nicht ändern. 

Vor diesem Hintergrund lag es nahe, nach dem Vorbild der FSK auch im Bereich des 

privaten Fernsehens eine freiwillige Selbstkontrolle aufzubauen. Diese basierte auf 

dem Prinzip der Selbstregulierung, einer freiwilligen Vorkontrolle. So entstand 1993 

aufgrund der Rundfunkpolitik die Freiwillige Selbstkontrolle Fernsehen e.V. (FSF), eine 

Einrichtung der bundesweit ausstrahlenden privaten Fernsehanbieter, welche damit ein 

pressewirksames Zeichen aussendeten, an einer freiwilligen Begrenzung der Ausstrah-

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

38 vgl. Gröbel / Gleich, 1993: S.76 ff.	  
39 vgl. Junge, 2013. S.46.	  
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lung von Gewalt und Sexualität interessiert zu sein.40 Zunächst wurde angestrebt, ein 

Selbstkontrollsystem für das gesamte Fernsehen, also auch für die öffentlich-

rechtlichen Sender, zu schaffen. Vergleichbar mit der FSK sollten die Landesmedien-

anstalten in den Prüfausschüssen und in dem Steuerungsgremium (Kuratorium) zu 

einem Drittel vertreten sein. Im Gegenzug sollten sie die Prüfgutachten der FSF wie 

ihre eigenen akzeptieren. Für Streitfälle war eine Art Appellationsverfahren, ähnlich wie 

dem bei der FSK, vorgesehen. Auch war geplant, alle fiktionalen Programme freiwillig 

zu prüfen, wenn auch zum großen Teil in vereinfachten Prüfverfahren.41 

Während die Rundfunkreferenten der Länder dieses System sehr unterstützen, ver-

weigerten die öffentlich-rechtlichen Sender ihre Mitgliedschaft in einer solchen Selbst-

kontrolle. Zum einen vertraten sie die Meinung, dass Jugendschutz nicht das Problem 

der öffentlich-rechtlichen Sender sei, zum anderen sahen sie in der Abgabe der eige-

nen Jugendschutzkompetenzen an eine solche Selbstkontrolle eine unzulässige Be-

vormundung der eigenen Gremien. Die Landesmedienanstalten sahen in der neuen 

Selbstkontrolle eine Reduzierung ihrer eigenen Aufgaben und Kompetenzen und kriti-

sieren nach außen hin die FSF als Handlanger der Sender. Eine Zusammenarbeit mit 

der FSF lehnten sie als unzulässige Vermischung von privaten und hoheitlichen Auf-

gaben strikt ab. 

Heraus kam schließlich eine Art „FSF light“, wie es der damalige Vorsitzende des Ver-

bands Privater Rundfunk und Telemedien (VPRT), Jürgen Dötz, nannte.42 Auch die 

Rundfunkreferenten konnten sich nicht durchsetzen, die Prüfgutachten der FSF im 

Gesetz mit der notwendigen Sicherheit auszustatten. Die Prüfurteile der FSF besaßen 

daher lediglich empfehlenden, gutachterlichen Charakter. Die Mitgliedssender hatten 

sich zwar verpflichtet, die Vorgaben der FSF zu übernehmen, waren aber nicht vor 

nachträglichen Beanstandungen durch die Landesmedienanstalten beschützt. In etwa 

30 % der Fälle kamen die Landesmedienanstalten zu einem anderen Ergebnis als die 

FSF. Dies bremste die Motivation der Sender, ihr jugendschutzrelevantes Programm 

der FSF vorzulegen.43 Darüber hinaus wurden viele Sendungen live ausgestrahlt oder 

erst kurz vor der Ausstrahlung fertiggestellt, sodass eine Vorabprüfung aller Program-

minhalte ohnehin nicht realisiert werden konnte. Die FSF, die durch überraschend 

strenge Prüfergebnisse den Eindruck zerstreuen konnte, das sie sich ausschließlich an 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

40 vgl. ebd.: S.48.	  
41 vgl. Gottberg, 2005: S.375 ff.	  
42 vgl. Freiwillige Selbstkontrolle Fernsehen, 2014: S.1.	  
43 vgl. Gottberg, 1998: S.60.	  
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den kommerziellen Interessen der Sender orientiert, beklagte, dass eine vernünftige 

Arbeit im Sinne des Jugendschutzes oder klaren gesetzlichen Rahmen nicht möglich 

sei. 44 Die Medienpolitik folgte dieser Forderung und regelte zusammen mit dem Bund 

2003 den Jugendschutz grundlegend neu. Dabei spielte die Selbstkontrolle eine stär-

kere Rolle als vorher.  

Am 1. April 2003 traten zeitgleich der Jugendmedienschutz-Staatsvertrag auf Länder-

ebene und das Jugendschutzgesetz auf Bundesebene in Kraft. Ein wesentlicher Be-

standteil der Reform bestand darin, die Anzahl der Gesetze, in denen Jugendschutz 

geregelt wurde, zu reduzieren. Der Jugendmedienschutz-Staatsvertrag (JMStV) nahm 

die Bestimmungen für den Jugendschutz aus dem Rundfunkstaatsvertrag heraus und 

verband sie mit den Regelungen aus dem Mediendienste-Staatsvertrag zu einem neu-

en Gesetz. Für Fernsehen und Internet sollten ähnliche Regelungen gelten. Die Aufga-

ben für den Jugendschutz wurden den einzelnen Landesmedienanstalten entzogen 

und in der Kommission für Jugendmedienschutz (KJM) neu gebündelt.45  

Ein zweiter wichtiger Punkt der Reform war die Stärkung der Selbstkontrollen. Zwar 

war die KJM gesetzlich für die Aufsicht zuständig, gleichzeitig stellte das Gesetz aber 

den Anbietern die Möglichkeit zur Verfügung, Einrichtungen der Selbstkontrolle aufzu-

bauen, die von der KJM anerkannt werden mussten, wenn die in § 19 Abs. 3 JMStV 

angeführten Kriterien erfüllt waren, im August 2003, also erst zehn Jahre nach ihrer 

Gründung, wurde die FSF als Selbstkontrolleinrichtung anerkannt.46 Im Bereich des 

Internets hatte sich die Freiwillige Selbstkontrolle Multimedia Dienste-Anbieter gegrün-

det, die im November 2004 anerkannt wurde, im Bereich der Videospiele die Unterhal-

tungssoftware Selbstkontrolle (USK), die seit 2003 verpflichtende Kennzeichnungen für 

Spiele vergab. Eine wesentliche Neuerung für die Selbstkontrollen bestand darin, dass 

die KJM von der Selbstkontrolle freigegebene Programme nur noch dann abweichend 

entscheiden konnten, wenn ein fachlich begründbarer Beurteilungsspielraum über-

schritten war. Damit war für die Sender die erforderliche Sicherheit hergestellt und die 

Bereitschaft der Sender, Programme vor der Ausstrahlung den Ausschüssen der FSF 

vorzulegen, wächst seitdem ständig. So stieg das Prüfvolumen zwischen 2002 und 

2008 von jährlich etwa 500 Anträgen bei der FSF auf 1400.47 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

44 vgl. Gottberg, 1998: S.54 ff. 
45 vgl. Junge, 2013: S.55.	  
46 ebd.: S.48.	  
47 vgl. Freiwillige Selbstkontrolle Fernsehen, 2014. 
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3 Die Landesmedienanstalten als Institution 
im Jugendmedienschutzrecht 

Das deutsche Jugendmedienschutzrecht fußt im Wesentlichen auf drei Gesetzen. Zu-

nächst finden sich im Strafgesetzbuch (StGB) zahlreiche Verbreitungsverbote in Bezug 

auf besonders gravierende rechtsgutsverletzende Inhalte, welche auch unter dem Ge-

sichtspunkt des Jugendschutzes relevant sind. Zu nennen sind beispielhaft nur das 

Verbot von bestimmten Gewaltdarstellungen, welche die dargestellte Gewalt verherrli-

chen oder verharmlosen48 oder das Pornographieverbot.49 Das seit April 2003 in Kraft 

befindliche JuSchG ist im Wesentlichen in zwei Teile gegliedert, namentlich dem Rege-

lungsbereich des Jugendschutzes in der Öffentlichkeit und dem des Jugendmedien-

schutzes für Trägermedien bzw. Bildträger. Die Trennung ist dabei indes nicht ganz 

strikt. Schließlich bildet die dritte Säule des gesetzlichen Jugendmedienschutzes der 

ebenfalls am 1. April 2003 in Kraft getretene „Staatsvertrag über den Schutz der Men-

schenwürde und den Jugendschutz in Rundfunk und Telemedien“, auch Jugendmedi-

enschutz-Staatsvertrag oder JMStV genannt.50 

3.1 Die Rolle der Landesmedienanstalten als Aufsicht 
über die Einhaltung der Bestimmungen des Rund-
funkstaatsvertrags 

Jedem Bundesland ist gemäß der Rundfunkzuständigkeit der Länder51 eine eigene 

Landesmedienanstalt zugeordnet, Ausnahmen bilden Berlin und Brandenburg sowie 

Hamburg und Schleswig-Holstein, welche per Staatsvertrag gemeinsame Landesme-

dienanstalten vereinbart haben. Ihnen obliegt neben der Lizensierung privater Hör- und 

Rundfunkanbieter hauptsächlich die Aufsicht über die Einhaltung der Bestimmungen 

des Rundfunkstaatsvertrags. Bei Rechtsverstößen können die Landesmedienanstalten 

Sanktionen verhängen. Für die Durchführung ihrer Aufgaben im Rundfunkstaatsvertrag 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

48 vgl. § 131 StGB.	  
49 vgl. § 184ff. StGB.	  
50 vgl. Liesching, 2013: S.136 f. 
51 vgl. Art. 70 Abs. 1 GG.	  
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sind die Landesmedienanstalten in verschiedene Institutionen strukturiert,52 welche sie 

gemeinsam betreiben und deren bedeutendsten im Folgenden aufgezählt sind. 

3.1.1 Arbeitsgemeinschaft der Landesmedienanstalten 

Die Landesmedienanstalten betreiben seit 1995 eine gemeinsame Geschäftsstelle 

unter der Namen der Arbeitsgemeinschaft der Landesmedienanstalten (ALM), in der 

alle 14 Landesmedienanstalten gleichberechtigt mitwirken. Sie hat derzeit ihren Sitz in 

Berlin und bearbeitet unter anderem die Aufgaben, die ihr auf der Direktorenkonferenz 

der Landesmedienanstalten (DLM), einem Organ der ALM, zugewiesen werden. Die 

DLM setzt sich aus den gesetzlichen Vertretern der Landesmedienanstalten, also ihrer 

Direktoren, zusammen. In der ALM werden außerdem Angelegenheiten beraten, die in 

der Medienpolitik und für die Zusammenarbeit der Landesmedienanstalten von Bedeu-

tung sind.53 Sie ist inzwischen außerdem Sitz für weitere Organe der Landesmedien-

anstalten. 

3.1.2 Kommission für Zulassung und Aufsicht 

Die Kommission für Zulassung und Aufsicht (ZAK) setzt sich aus den Mitgliedern der 

DLM zusammen. Ihre Aufgaben sind in § 36 Abs. 2 des RStV festgelegt. Sie sind unter 

anderem zuständig für Zulassung, Rücknahme oder Widerruf der Zulassung bundes-

weiter Rundfunkveranstalter und die Regulierung des Plattformbetriebs.54 

3.1.3 Kommission zur Ermittlung der Konzentration im Medi-
enbereich 

Die Kommission zur Ermittlung der Konzentration im Medienbereich (KEK) besteht aus 

sechs Sachverständigen des Rundfunk- und des Wirtschaftsrechts und sechs Vertre-

tern der Landesmedienanstalten.55 Sie hat den Auftrag, die Einhaltung der Bestimmun-

gen zur Sicherung der Meinungsvielfalt im bundesweiten privaten Fernsehen zu prüfen 

und die entsprechenden Entscheidungen zu treffen. Bei Zulassungsverfahren zur Pro-

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

52 vgl. § 35 Abs. 2 RStV.	  
53 vgl. Bundesarbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendschutz, 2010: S.4 f.	  
54 vgl. § 36 Abs. 2 RStV. 
55 vgl. § 35 Abs. 2 RStV.	  
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grammgestaltung und Veränderungen der Beteiligungsverhältnisse an Fernsehveran-

staltern beurteilt die KEK, ob ein Unternehmen durch seine Programme oder durch die 

Veränderung von Beteiligungsverhältnissen vorherrschende Meinungsmacht erlangt.56  

3.1.4 Gremienvorsitzendenkonferenz 

Die Gremienvorsitzendenkonferenz (GVK) setzt sich zusammen aus den Vorsitzenden 

der plural besetzten Beschlussgremien der Landesmedienanstalten.57 Sie arbeitet eng 

mit der ZAK zusammen und ist zuständig für Auswahlentscheidungen bei den Zuwei-

sungen von Übertragungskapazitäten und für die Entscheidung über die Belegung von 

Plattformen.58 Außerdem berät die GVK insbesondere über Angelegenheiten, die in der 

Medienpolitik und für die Zusammenarbeit der Landesmedienanstalten von Bedeutung 

sind. Dabei stehen Fragen der Programmentwicklung und medienethische Aspekte im 

Vordergrund.59 

3.1.5 Kommission für Jugendmedienschutz  

Die Landesmedienanstalten aller Länder betreiben in ihrer gemeinsamen Geschäfts-

stelle seit 2003 die Kommission für Jugendmedienschutz bzw. KJM, welche aus Direk-

toren der Landesmedienanstalten, Mitgliedern der Obersten Bundesbehörde und 

Mitgliedern der Obersten Landesbehörden für Jugendmedienschutz besteht. Sie über-

nimmt innerhalb der Landesmedienanstalten die Überwachung der Einhaltung der 

Bestimmungen zum Jugendschutz in Rundfunk und Internet. Dabei agiert sie in der 

Praxis vornehmlich auf Basis von Programmbeschwerden der Zuschauer, da eine Prü-

fung aller publizierten Medien und Rundfunkprogramme nicht umsetzbar wäre. Jeder 

Zuschauer hat das Recht, sich über Fernsehsendungen zu beschweren. Die Bestim-

mungen dazu sind in den jeweiligen Landesmediengesetzen verankert. Eine Be-

schwerde ist direkt an die zuständige Landesmedienanstalt zu richten oder kann über 

ein gemeinsames Internetportal eingereicht werden. Soweit kein Verfahrenshindernis 

aufgrund vorrangiger Prüfungen der anerkannten Selbstkontrolleinrichtungen nach § 

20 Abs. 3 und 5 JMStV besteht, können die Landesmedienanstalten auf der Grundlage 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

56 Arbeitsgemeinschaft der Landesmedienanstalten, o.J.(b). 
57 vgl. § 35 Abs. 4 RStV.	  
58 vgl. § 36 Abs. 3 RStV.	  
59 Arbeitsgemeinschaft der Landesmedienanstalten, o.J.(a). 
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bindender Entscheidungen des Entscheidungsorgans der KJM Aufsichtsmaßnahmen60 

oder Bußgeldbescheide61 gegen private Rundfunkveranstalter und Telemedienanbieter 

erlassen.62 

3.2 Jugendmedienschutz und Wertewandel 
Was genau als jugendschutzrelevant zu verstehen ist, wird im Jugendschutzgesetz wie 

folgt formuliert: 

„Filme sowie Film- und Spielprogramme, die geeignet sind, die Entwicklung von Kin-

dern und Jugendlichen oder ihre Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und ge-

meinschaftsfähigen Persönlichkeit zu beeinträchtigen, dürfen nicht für ihre Altersstufe 

freigegeben werden.“63 

Eine nahezu wortgleiche Zielsetzung findet sich auch im Jugendmedienschutz-

Staatsvertrag: 

 „Sofern Anbieter Angebote, die geeignet sind, die Entwicklung von Kindern oder Ju-

gendlichen zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit zu 

beeinträchtigen, verbreiten oder zugänglich machen, haben sie dafür Sorge zu tragen, 

dass Kinder oder Jugendliche der betroffenen Altersstufen sie üblicherweise nicht 

wahrnehmen.“64 

Da das Gesetz nur allgemeine Zielvorgaben formuliert, müssen und mussten die Insti-

tutionen des Jugendschutzes in Prüfgrundsätzen oder Prüfordnungen Konkretisierun-

gen vornehmen. Zunächst einmal wird deutlich, dass es im Jugendschutz nicht in 

erster Linie um eine reine Bewertung von Inhalten geht, sondern um eine Prognose 

darüber, was die Rezeption des Inhaltes für Kinder oder Jugendliche einer bestimmten 

Altersgruppe für Folge haben könnte. Dabei geht das Gesetz von der Fiktion aus, dass 

es eine einigermaßen klare gesellschaftliche Vorstellung darüber gibt, wann die Ent-

wicklung von Kindern oder Jugendlichen zu einer eigenverantwortlichen und gemein-

schaftsfähigen Persönlichkeit als gelungen einzuschätzen ist. Dies ist wohl dann der 

Fall, wenn während des Sozialerziehungsprozesses die Integration in die Wertege-

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

60 z.B. Beanstandungen, Untersagungen, vgl. § 20 JMStV.	  
61 vgl. § 24 JMStV.	  
62 Liesching, 2013: S.147. 
63 § 14 JuSchG.	  
64 § 5 JMStV.	  
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meinschaft unserer Gesellschaft erfolgt und sich die Persönlichkeit des Heranwach-

senden frei entfalten kann.65 In einer pluralistischen Gesellschaft wird es jedoch 

schwierig sein, für alle Eltern ein vergleichbares Erziehungsziel zu definieren. Christlich 

orientierte Eltern in dörflichen Gegenden werden wahrscheinlich sehr unterschiedliche 

Vorstellungen von einem Gelingen des Entwicklungsprozesses ihrer Kinder formulieren 

als liberale Eltern in einer Großstadt. Deshalb kann es im Jugendschutz immer nur 

darum gehen, Wertvorstellungen und Verhaltensweisen im Blick zu haben, die im 

Rahmen eines breiten gesellschaftlichen Konsens möglichst für alle Menschen gelten. 

Dazu gehören insbesondere die Grundwerte unserer Verfassung: Schutz der Men-

schenwürde,66 freie Entfaltung der Persönlichkeit,67 Recht auf Leben und körperliche 

Unversehrtheit,68 Gleichheitsgrundsatz für Geschlechter / Rasse / Sprache / Glaube / 

Behinderung,69 Presse- und Informationsfreiheit,70 Schutz von Ehe und Familie.71 

Die Regularien des Jugendmedienschutzes richten sich nach den jeweils aktuellen 

Werte- und Moralvorstellungen. Der Glaube daran, dass audiovisuelle Darstellungen 

direkten Einfluss auf die Handlungen und die Entwicklung der jungen Zuschauer ha-

ben, findet sich noch heute in einigen Diskussionen wieder, insbesondere was den 

Bereich Pornografie angeht. Die sexualethischen Werthaltungen deutscher Jugendli-

cher reduziert sich, so die besorgte Öffentlichkeit, ausschließlich auf den sexuellen 

Lustgewinn, während die Verbindung von Sexualität und zwischenmenschlichen Ge-

fühlen verloren gehe. Auch gegenüber Gewaltdarstellungen gibt es seit jeher Kritik, 

wobei sich viele Befürchtungen im Nachhinein revidierten. Der 1951 erschiehene 

Skandalfilm „Die Sünderin“, der erst im Berufungsausschuss von der FSK eine Freiga-

be ab 18 Jahren erhielt, bietet sich als Beispiel dafür an, dass sich die Bewertungskri-

terien und die Wirkungsannahmen ebenso wie die verletzten Wertvorstellungen im 

Laufe der Zeit stark ändern.  

Dass dieser Film überhaupt freigegeben wurde, führte damals zu Protesten der katho-

lischen Kirche, die vorübergehend ihre Mitwirkung an den Prüfausschüssen der 

Selbstkontrolle verweigerte. Als Grund hierfür wurde vor allem das Verhalten der Tö-

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

65 vgl. Art. 2 Abs. 1 GG.	  
66 vgl. Art. 1 GG.	  
67 vgl. Art. 2 Abs. 1 GG.	  
68 vgl. Art. 2 Abs. 2 GG.	  
69 vgl. Art. 3 GG.	  
70 vgl. Art. 5 GG.	  
71 vgl. Art. 6 GG.	  
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tung auf Verlangen und Selbsttötung der Hauptfigur genannt.72 In dem Film ging es um 

eine junge Prostituierte, die sich in einen Maler verliebte und daraufhin ihr Gewerbe 

beendete. Als dieser jedoch an einem Gehirntumor erkrankte, nimmt sie die Prostituti-

on wieder auf, um Geld für eine nötige Operation zu beschaffen. Diese scheint gelun-

gen zu sein, beide verlebten glückliche Jahre in Wien, allerdings kam der Krebs 

zurück. In einer beeindruckenden Abschlussszene forderte der bereits erblindete Maler 

seine Freundin auf, ihm das todbringende Getränk zu bringen. Anschließend tötete 

sich die Frau selbst.73 Die Empörung über diesen Film hielt allerdings auch damals nur 

stark kirchlich geprägte Menschen vom Kinobesuch ab: Der Film wurde zum Kassen-

schlager. Dabei ist das Thema des Films hochaktuell, denn die Frage, inwieweit Beihil-

fe zum Suizid im Rahmen der Sterbehilfe rechtlich geregelt werden soll, beschäftigt 

derzeit den Deutschen Bundestag.74 Der Unterschied ist nur, dass dieses Thema heute 

in der Öffentlichkeit kontrovers diskutiert werden kann und eine vom gesellschaftlichen 

Mainstream abweichende Haltung, wie der Film “Die Sünderin” sie zeigt, heute zuläs-

sig ist. 

Eine wesentliche Aufgabe des Jugendschutzes ist es, die Kinder vor der unreflektierten 

Übernahme bestimmter grenzüberschreitenden Handlungen der Erwachsenenwelt zu 

bewahren. Allerdings wird er häufig verwendet, um ihnen ein vermeintliches gesell-

schaftliches Ideal als Werte zu zementieren, der oft in wenigen Jahren längst nicht 

mehr tragfähig ist. Dies zeigt sich auch heute noch in der Darstellung von Homosexua-

lität und an der Diskussion, wie sie im Unterricht an den Schulen oder in Filmen gezeigt 

wird. Als 2011 der Film „Romeos“ die Geschichte der 20-jährigen Miriam schilderte, die 

nach einer Geschlechtsumwandlung ihr Leben als Lukas neu gestalten musste, gab 

die FSK den Film erst ab 16 Jahren frei. Der Prüfausschuss befürchtete, der Film kön-

ne bei Jugendlichen angeblich zu einer „Desorientierung in der sexuellen Selbstfin-

dung“75 führen. Zeitungen banalisierten diese Begründung und machten daraus die 

Schlagzeile: „Dieser Film macht Schwul“.76 Erst nach heftiger, öffentlicher Kritik wurde 

der Film schließlich ab 12 Jahren freigegeben.  

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

72 vgl. Kniep, 2010: S.53.	  
73 vgl. ebd.: S.54 f.	  
74 vgl. Deutscher Bundestag, 2014.	  
75 vgl. Freiwillige Selbstkontrolle der Filmwirtschaft, 2011.	  
76 Wrusch, 2011.	  
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Die dahinterstehende Haltung zeigt, dass man die sexuelle Orientierung als etwas be-

greift, das im Kontext mit der Umwelt entsteht und wie eine Krankheit übernommen 

wird, wenn die falschen medialen Signale gesendet werden. Deshalb sollen durch den 

Jugendschutz für Heranwachsende ‚desorientierende‘ Vorbilder verhindert werden, die 

ein von der ‚gesellschaftlichen Norm’ abweichendes sexuelles Verhalten attraktiv ma-

chen könnten. So kann man durchaus die Methoden des Jugendschutzes kritisieren, 

auch wenn man sich seiner Notwendigkeit bewusst ist. 

3.3 Das Problem des Zensurverbots in Art. 5 Abs. 1 
Grundgesetz 

In Deutschland ist ein allgemeines Zensurverbot im Grundgesetz verankert:  

„Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk und Film 

werden gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt.“77 

Dies soll gewährleisten, dass der Staat keinen Einfluss auf die freie und pluralistische 

Meinungsbildung nimmt. Allerdings wird die Freiheit in Art. 5 Abs. 2 durch die allgemei-

nen Gesetze, insbesondere durch die Gesetze zum Schutz der Jugend, wieder einge-

schränkt.78 Mit Blick auf Art. 5 Abs. 2 Grundgesetz wird der Jugendschutz zur Aufgabe 

des Staates mit Verfassungsrang. Er kann sich also aus dem Jugendschutz nicht zu-

rückziehen, auch kann er die letzte Verantwortung für die Entscheidungen in Jugend-

schutzfragen nicht aus der Hand geben, auch nicht an die Selbstkontrollen. Die 

zuweilen vom VPRT erhobene Forderung, man solle ausschließlich auf Selbstkontrolle 

setzen und die Nachkontrolle durch die Landesmedienanstalten bzw. die KJM abschaf-

fen, wäre also mit der Verfassung nicht vereinbar.79 

Die Bedeutung des Art. 5. Abs. 1 GG geht aber über die Abwehr staatlicher Einfluss-

nahme hinaus. Vielmehr gebietet die ausgestaltungsbedürftige Rundfunkfreiheit auch 

die Schaffung einer positiven Ordnung, welche die Meinungsvielfalt gewährleistet und 

sicherstellt, dass der Rundfunk nicht dem Staat, einzelnen gesellschaftlichen Gruppen 

oder gar einer einzigen gesellschaftlichen Gruppe ausgeliefert wird. Daher entspricht 

es nicht dem verfassungsrechtlichen Gebot in der Lesart des Bundesverfassungsge-

richts, die Freiheit des Rundfunks zu gewährleisten, wenn dieser dem freien Spiel der 
	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

77 Artikel 5, Absatz 1 GG.	  
78 Artikel 5, Absatz 2 GG.	  
79 vgl. Degenhardt, 2009: S.71. 	  
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Kräfte überlassen wird.80 Mit dieser Rechtsauffassung legitimiert das BVerfGE die Lan-

desmedienanstalten, die Gebote der Ausgewogenheit und Neutralität zu sichern und 

damit Einfluss auf die Medienlandschaft zu nehmen. Die entsprechenden Regelungen 

bedeuten keine Einschränkung der Rundfunkfreiheit, sondern gestalten diese vielmehr 

nach dem Gebot der Pluralität aus.81 

Die Rundfunkfreiheit hat neben dem eben erläuterten Pluralismusgebot andere, we-

sentliche Strukturprinzipien. Hier stehen vor allen Dingen die Staatsferne und die Pro-

grammfreiheit im Zentrum. Die Programmfreiheit schließt jegliche fremde Einfluss-

nahme auf Auswahl, Inhalt und Ausgestaltung der Programme aus, eingeschlossen die 

des Staates. Da auch Politiker in den Gremien der Landesmedienanstalten sitzen und 

diese laut Urteil des Bundesverfassungsgerichtes in direkter Korrelation zum Staats-

wesen stehen, besteht die ständige Gefahr des Verstoßes gegen das Gebot der 

Staatsferne.82 Auch wenn in der öffentlichen Debatte Zensurvorwürfe im Jugendschutz 

schnell erhoben werden: in verfassungsrechtlicher Hinsicht handelt es sich dabei in 

aller Regel nicht um Verstöße gegen das Grundgesetz. Da die Beanstandung durch 

die Landesmedienanstalten oder auch die Indizierung eines Angebots durch die BPjM 

erst nach deren Veröffentlichung stattfindet, handelt es sich nicht um eine Zensur, 

denn als diese wird nach allgemeiner Rechtsauffassung nur eine Vorzensur verstan-

den. Gleichzeitig ist mit der Vorkontrolle eine Prüfung durch Gremien des Staates ge-

meint, bei der Freigabe durch die Einrichtungen der Selbstkontrolle werden die Medien 

zwar vorab geprüft, allerdings durch nicht-staatliche Stellen.83 

3.4 Das Problem der Bindung an die Altersfreigaben 
nach dem Jugendschutzgesetz 

Das Jugendschutzgesetz regelt in § 11 Abs. 1, dass der Zugang zu Kinofilmen Kinder 

und Jugendlichen nur gestattet werden darf, wenn diese durch die obersten Landesju-

gendbehörden für ihre Altersstufe freigegeben sind. In § 12 Abs. 1 wird bestimmt, dass 

bespielte DVDs sowie Computerspiele ebenfalls nur mit einer entsprechenden Freiga-

be der obersten Landesjugendbehörden an Kinder und Jugendliche abgegeben wer-

den dürfen. Für Kino sowie für DVD gelten folgende Altersstufen:  
	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

80 Dörr / Schwartmann, 2012: S.70.	  
81 vgl. ebd., 2012: S.73 f.	  
82 vgl. ebd., 2012: S.71 f.	  
83 vgl. Dreyer, 2013: S.69. 
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a. Freigegeben ohne Altersbeschränkung,  

b. Freigegeben ab 6 Jahren,  

c. Freigegeben ab 12 Jahren,  

d. Freigegeben ab 16 Jahren und  

e. keine Jugendfreigabe.84 

Die Überprüfung der Altersfreigaben ist im Kino möglich, während bei der Abgabe von 

DVDs oder Computerspielen auf Trägermedien nur zu kontrollieren ist, an wen die 

DVDs verkauft oder vermietet werden. Wer sie hinterher tatsächlich nutzt, konnte man 

nur dann theoretisch kontrollieren, wenn man Polizisten oder Mitarbeiter des Ord-

nungsamtes in den Haushalten platzieren würde. Immerhin findet der Verkauf oder die 

Vermietung noch im öffentlichen Raum statt. 

Im Fernsehen wird das schon schwieriger. Wer Zugang zu einem Fernseher hat, wird 

in den Familien geregelt. Hier kann der Staat also nicht direkt zugreifen. Altersfreiga-

ben hätten höchstens einen Informationswert, ansonsten entziehen sie sich der Kon-

trolle des Staates. Deshalb gelten dort Sendezeitgrenzen, die verhindern sollen, dass 

jugendschutzrelevante Inhalte zu Zeiten ausgestrahlt werden, in denen Kinder oder 

jüngere Jugendliche in der Regel vor dem Fernseher zu finden sind. Im Tagespro-

gramm können Filme ausgestrahlt werden, die eine Freigabe ohne Altersbeschrän-

kung, ab 6 Jahren oder ab 12 Jahren erhalten haben. Für Filme mit einer Freigabe ab 

12 Jahren gilt allerdings, dass diese nicht im Tagesprogramm ausgestrahlt werden 

dürfen, wenn sie das Wohl jüngerer Kinder gefährden können. Dies muss im Einzelfall 

abgewogen werden. Filme mit einer Freigabe ab 16 Jahren dürfen nur in der Zeit zwi-

schen 22:00 Uhr und 6:00 Uhr, solche ohne Jugendfreigabe nur zwischen 23:00 Uhr 

und 6:00 Uhr ausgestrahlt werden. Bei beiden ist eine spezielle Ankündigung von Nö-

ten, in der Regel geschieht dies mit einer Ankündigung vor dem Film.85 Die Rundfunk-

veranstalter können aber technische Mittel einsetzen, umso zu verhindern, dass Kinder 

oder Jugendliche die Inhalte wahrnehmen, die für sie aus Jugendschutzsicht nicht ge-

eignet sind. Jugendschutzrelevante Sendungen können vor allem mittels gesonderter 

Jugendschutzsperren, den sogenannten Jugendschutzcodes, verschlüsselt werden.86 

Dies ist allerdings in der Regel nur beim Pay-TV möglich, da hier eine direkte Kunden-

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

84 vgl. § 14 JuSchG.	  
85 vgl. § 10 Abs. 2 JMStV.	  
86 vgl. Landesmedienanstalt Saarland, o.J.	  
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beziehung besteht. Wer einen Vertrag abschließt, muss über 18 Jahre alt sein, dies 

muss er durch Ausweis belegen. Erst dann bekommt er eine PIN, mit der er die ge-

sperrte Sendungen freischalten kann. 

Inhalte, die vor der Ausstrahlung im Fernsehen nicht im Kino oder auf DVD veröffent-

licht wurden und somit keine FSK Freigabe besitzen, müssen von den Anbietern be-

ziehungsweise der FSF nach vergleichbaren Jugendschutzkriterien bewertet werden.87 

Dies kann von der KJM überprüft werden, im Falle eines Verstoßes drohen Bußgelder 

und eine neue Festsetzung der Sendezeit. 

3.5 Das Zusammenwirken mit den Selbstkontrollen 
und der Bundesprüfstelle für jugendgefährdende 
Medien 

Neben den Altersfreigaben für Filme im Kino oder auf DVD sowie Computerspiele und 

Sendezeitbeschränkungen für das Fernsehen bzw. Zeitbeschränkungen für das Inter-

net sieht das Jugendschutzgesetz noch die Möglichkeit vor, Inhalte durch die BPjM auf 

die „Liste der jugendgefährdenden Medien“ zu setzen. Wie das Bundesverfassungsge-

richt mit Blick auf die Entscheidung zur Schwarzwaldklinik88 festgestellt hat, kann es 

sich dabei allerdings nur um Trägermedien und nicht um Fernsehsendungen handeln.  

Indizierte Medien unterliegen genau im Gesetz aufgelisteten Vertriebs- und Werbebe-

schränkungen mit dem Ziel, dass sie Kindern und Jugendlichen nicht zugänglich und 

nicht bekannt gemacht werden, während Erwachsene sie jederzeit erwerben dürfen. 

Indizierte Filme auf DVDs dürfen nur in ausschließlich Erwachsenen zugänglichen La-

dengeschäften vermietet werden. Ihr Verkauf ist nur an Erwachsene „unter der Laden-

theke“ erlaubt, sie dürfen in Ladengeschäften, die Jugendlichen zugänglich sind, weder 

ausgestellt noch beworben werden. Im Fernsehen ist die Ausstrahlung von Filmen, die 

in der Kino-oder DVD-Fassung indiziert sind, nicht gestattet.89 Im Internet ist ihre Ver-

breitung nur in so genannten „geschlossenen Benutzergruppen“ gestattet, zu denen 

nur Erwachsene Zugang haben und bei denen aufgrund verschiedener zugelassener 

Verfahren sichergestellt werden kann, dass sie älter als 18 Jahre sind.  

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

87 vgl. § 8 JMStV.	  
88 Siehe dazu 2.2.	  
89 vgl. § 4 Abs. 1 Nr.11 JMStV.	  
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Die Fernsehanbieter und die Betreiber von Internetangebote haben die Möglichkeit, 

ihre Programminhalte im Vorfeld einer anerkannten Selbstkontrolle vorzulegen, im Be-

reich des privaten Fernsehens ist dies, wie bereits erwähnt, die FSF.90 Trifft eine aner-

kannte Selbstkontrolle eine Entscheidung, so kann die KJM diese nach der 

Ausstrahlung nicht mehr beanstanden, solange der fachlich begründbare Beurteilungs-

spielraum eingehalten wurde.91 Im Bereich des Fernsehens geht es aber nur für Prü-

fungen, die vor der Ausstrahlung stattgefunden haben, während im Internet auch 

Prüfungen im Nachhinein privilegiert sind.92 Wenn die Sender oder die FSF die Krite-

rien allerdings eindeutig fehlerhaft anwenden, kann die nach dem Gesetz zuständige 

Landesmedienanstalt in Form der KJM eine Beanstandung aussprechen und diese im 

Wiederholungsfall mit Bußgeldern bis zu 500.000 € oder bei regelmäßigen und schwe-

ren Verstößen mit dem Entzug der Sendelizenz belegen.93 In der Praxis stellte sich 

diese Frage vor allem bei der Beurteilung so genannter „entwicklungsbeeinträchtigen-

der“ Angebote gemäß § 5 JMStV, insbesondere im Hinblick auf betroffene Altersstufen 

und zulässige Ausstrahlungszeitpunkte.94 

3.6 Die Stärkung der Selbstkontrollen 
Die Länder verfolgen im JMStV ähnlich wie der Bund eine präventive und repressive 

Kontrolle, die einen umfassenden Jugendschutz sicherstellen soll.95 Mit den jüngsten 

Reformen ist den Forderungen der Fernsehveranstalter nach einer Selbstkontrollein-

richtung, vergleichbar mit der FSK, entsprochen worden. Bei ihrer Kontrolle werden die 

Selbstkontrolleinrichtungen jedoch weiterhin von der KJM, einem Organ der Landes-

medienanstalten, überwacht.96 Das System nennt sich deshalb „regulierte Selbstregu-

lierung“, da die KJM auch für die Anerkennung der Selbstkontrolleinrichtungen 

zuständig ist und dafür Sorge zu tragen hat, dass diese sachkundig und im ausrei-

chenden Maße tätig wird. Da dieses System sich in den letzten Jahren bewährt hat, 

sollte 2010 der JMStV mit dem vierzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag erneut 

reformiert werden. Wesentliche Elemente des Entwurfs waren zum einen die mediale 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

90 Siehe dazu 2.3.	  
91 vgl. Bochmann, 2013: S.169 ff. und Liesching, 2013: S.145 ff.	  
92 vgl. § 20 Abs. 3 JMStV.	  
93 Dörr / Schwartmann, 2012: S.153.	  
94 Liesching, 2013: S.147. 
95 vgl. Dörr / Schwartmann, 2012: S.151.	  
96 vgl. § 14 ff. JMStV.	  
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Konvergenz: während bisher Freigaben nach dem Jugendschutzgesetz im Fernsehen 

zu Sendezeitbeschränkungen wurden, mussten Filme, die von der FSF für das Fern-

sehen freigegeben wurden, noch einmal das komplette FSK-Verfahren durchlaufen, 

wenn sie auf DVD erschienen. Ein zweiter wichtiger Punkt war die Stärkung von Ju-

gendschutzprogrammen für das Internet. Diese Jugendschutzprogramme wurden von 

Internetaktivisten als Vorschrift und Bevormundung vor allem der Blogger verstanden. 

Sie liefen gegen die geplante Änderung Sturm und wurden von der Linken, aber auch 

Teilen der Grünen und der FDP unterstützt. In Nordrhein-Westfalen scheiterte der Ent-

wurf durch die Ablehnung des Landtages. Da Länderstaatsverträge von allen Lan-

desparlamenten bestätigt werden müssen, trat er daher nicht in Kraft.97 

 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

97 vgl. Dörr / Schwartmann, 2012: S.152. 
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4 Möglichkeiten und Grenzen der 
Landesmedienanstalten in Zeiten der 
medialen Konvergenz 

Das Internet hat sich in den letzten Jahren unter Jugendlichen zum führenden Medium 

entwickelt. Rund 81% der Jugendlichen nutzen laut der JIM-Studie täglich das Internet. 

Zum Vergleich: nur etwa drei von fünf Jugendlichen im Alter von 12-19 Jahren schauen 

täglich Fernsehen.98 Die konvergente Entwicklung der Medien stellt die deutschen In-

stitutionen des Jugendmedienschutzes vor die Frage, wie sie dieser neuen Herausfor-

derung begegnen sollen.  

4.1 Die faktische Dominanz der FSK 
Die FSK unterscheidet sich, zusammen mit der USK, in vielen Punkten von den ande-

ren Selbstkontrollen FSF und FSM. Nach § 14 Abs. 2 JuSchG kennzeichnet sie auf der 

Grundlage einer Ländervereinbarung Kinospielfilme und DVDs mit den gesetzlich vor-

geschriebenen Altersfreigaben. Ihre konkrete Arbeitsweise  wird in ihren Grundsätzen 

festgelegt. Die Verfahrensvorschriften und die Kriterien für die Prüfung werden von 

einer Grundsatzkommission, in der neben der Filmwirtschaft auch Vertreter der Kir-

chen, verschiedener Ministerien, des Bundesjugendringes und der Obersten Landesju-

gendbehörden selbst mitwirken. Aufgrund der besonderen Bedeutung der Obersten 

Landesjugendbehörden, die nach dem Gesetz eigentlich für die Klassifizierung zustän-

dig wären, verfügen sie in der FSK-Grundsatzkommission über ein Vetorecht. Darüber 

hinaus wirken sie direkt durch die Benennung von Prüfern (Jugendschutzsachverstän-

digen) in den Prüfausschüssen mit.99 Die FSK übernimmt seit ihrer Gründung die Prü-

fung und Kennzeichnung von Filmen, die für die öffentliche Vorführung und Verbreitung 

vorgesehen sind. Gemäß den Bestimmungen des JuSchG gehören dazu neben Kino-

filmen seit 1985 auch digitale und analoge Videoformate wie z.B. DVDs, CD-ROM oder 

Blu-ray.100 Darüber hinaus wurde der Einfluss der Obersten Landesjugendbehörden 

dadurch verstärkt, dass diese nun einen Ständigen Vertreter in die Prüfausschüsse der 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

98 Vgl. Medienpädagogischer Forschungsverbund Südwest, 2014a: S.11.	  
99 Enquete-Kommission, 1998: S.55.	  
100 vgl. Junge / Psyk, 2005: S.85.	  
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FSK entsenden. Dieser wirkt in den Ausschüssen als Vorsitzender mit und entscheidet 

über zahlreiche formale Fragen, was praktisch zu einer Dominanz der FSK durch die 

Obersten Landesjugendbehörden führt. Insofern kann man die FSK als Mischform zwi-

schen staatlicher Kontrolle und freiwilliger Selbstkontrolle bezeichnen.101 Durch die 

Mitwirkung des ständigen Vertreters gelten ihre Entscheidungen als Verwaltungsakt. 

Die Freigaben der FSK wirken durch § 5 Abs. 4 JMStV auch in den Bereich des Fern-

sehens und des Internet. Filme mit einer Freigabe ab 16 Jahren dürfen nur in einer Zeit 

zwischen 22:00 Uhr und 6:00 Uhr, solche ohne Jugendfreigabe zwischen 23:00 Uhr 

und 6:00 Uhr ausgestrahlt bzw. im Netz zur Verfügung gestellt werden. Umgekehrt gilt 

eine solche Wirkung von für das Fernsehen entschiedenen Sendezeiten auf Altersfrei-

gaben der FSK nicht. Das hängt nicht zuletzt damit zusammen, dass der Auswer-

tungsweg zu Zeiten der Verabschiedung des gegenwärtig geltenden Jugendmedien-

schutz-Staatsvertrags immer vom Kino über die DVD zum Fernsehen verlief und nie-

mals vom Fernsehen zu DVD oder zum Kino. Das Internet spielte damals für die Ver-

breitung von Bewegtbildern noch gar keine Rolle. Bereits seit 2005 wird von vielen 

Seiten gefordert, eine gegenseitige Bindungswirkung von Altersfreigaben bzw. Sende-

zeitbeschränkungen durchzusetzen. Dazu ist aber eine gesetzliche Änderung notwen-

dig. In § 14 Abs. 2 Jugendschutzgesetz müsste eine entsprechend in § 5 Abs. 4 JMStV 

getroffene Übernahmeregelung aufgenommen werden, die neben den Obersten Lan-

desjugendbehörden und einer durch sie bevollmächtigten Selbstkontrolle auch die 

nach dem JMStV anerkannte Selbstkontrollen ermächtigt, Alterskennzeichnungen 

durchzuführen. Weder die Landesmedienanstalten noch die Obersten Landesjugend-

behörden sind offensichtlich in der Lage, diese von allen befürwortete Wirkung von 

Prüfergebnissen der Selbstkontrollen nach dem JuSchG und nach dem JMStV umzu-

setzen. Die Länder haben 2010 den Versuch unternommen, eine solche Übernahme 

im Entwurf eines reformierten JMStV festzuschreiben, der aber dann aus ganz anderen 

Gründen am Landtag von Nordrhein-Westfalen gescheitert ist.102 Gegenwärtig wird 

wieder versucht, einen erneuten Entwurf zwischen den Ländern abzustimmen, darin 

wird die 2010 vorgesehene Lösung wohl ebenfalls aufgenommen werden.  

Dieses Beispiel zeigt, dass für wesentliche Änderungen, die durch die Medienentwick-

lung bedingt sind, notwendige Anpassungen nicht etwa durch die zuständigen Auf-

sichtsbehörden, also die Landesmedienanstalten für Rundfunk und Telemedien, 
	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

101 Enquete-Kommission, 1998: S.55.	  
102 Siehe dazu 3.6.	  
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umgesetzt werden können, sondern nur durch die Änderung des Jugendmedienschutz-

Staatsvertrags. Da hier aber 16 Länder mit völlig unterschiedlichen politischen Zu-

sammensetzungen einstimmig entscheiden müssen, ist ein solcher Prozess extrem 

langwierig. Dadurch entwickelt sich die faktische mediale Konvergenz viel schneller, 

als die Gesetze darauf reagieren können. Die Folgen sind nicht nur, in diesem konkre-

ten Fall, sinnlose Doppelprüfungen, sondern, im Falle von unterschiedlichen Ergebnis-

sen, eine hohe Rechtsunsicherheit für die Anbieter und die Aussicht. Bei strenger Aus-

Auslegung von § 5 Abs. 4 JMStV würden FSK-Freigaben, die von vorher getroffenen 

Entscheidungen der FSF abweichen, nicht nur zu einer Altersfreigabe für die DVD oder 

die Kinofilm führen, die nicht mehr der Sendezeitbeschränkung im Fernsehen ent-

spricht, sondern hätte auch Rückwirkungen auf die Sendezeit im Fernsehen und würde 

somit die Entscheidung der FSF dominieren. 

4.2 Mangelnde Durchsetzbarkeit von Jugendschutz-
bestimmungen im Internet 

Das Internet bietet für den Jugendschutz eine völlig neue Herausforderung. Bei realis-

tischer Einschätzung hat es das Ende der bisherigen Definition von Jugendschutz ein-

geleitet.103 Einerseits gelten im Internet ähnliche strenge Regeln wie zum Beispiel im 

Fernsehen, da die Regularien104 für unzulässige Inhalte und im beschränkten Maße 

auch für Sendezeitbeschränkungen ebenso für Telemedien gelten, die über das Inter-

net verbreitet werden. Auf der anderen Seite stehen, anders als in klassischen Trä-

germedien oder dem Rundfunk, zu jeder Zeit unvorstellbar große Mengen an Texten, 

Bildern und Videos für jedermann zur Verfügung. Es zeigt sich seit einigen Jahren, 

dass die unzähligen konvergenten Angebote zu Büchern, Zeitungen, Zeitschriften, Fil-

men, Computerspielen, Fernseh- und Hörfunksendungen im Internet kaum mehr durch 

Expertengremien vorab geprüft und freigegeben werden können.105 Dies liegt zum ei-

nen an der reinen Masse, zum anderen aber auch an den ausländischen Angeboten, 

welche sich dem Zugriff deutscher Behörden oder Jugendschutzinstitutionen entzie-

hen. Deshalb wäre die Einführung einer verpflichtenden Vorprüfung nicht sinnvoll.106  

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

103 vgl. Gottberg, 2009: S.23.	  
104 vgl. § 4 JMStV.	  
105 Hackenberg / Hajok, 2013: S. 345.	  
106 vgl. Gottberg, 2009: S.24	  



Möglichkeiten und Grenzen der Landesmedienanstalten in Zeiten der medialen 
Konvergenz 

30 

 

Ein weiteres Problem des Jugendschutzes im Internet liegt darin, dass es immer mehr 

Anbieter gibt, die für die Inhalte, die sie zur Verfügung stellen, gar nicht mehr selbst 

verantwortlich sind. Sie bieten vielmehr eine Plattform für Nutzer, die ihre privaten Vi-

deos oder andere persönliche Informationen einstellen können. Was da wer in welcher 

Form über sich oder andere veröffentlicht, ist vom Betreiber der Plattform kaum zu kon-

trollieren. Die Frage ist, welchen Aufwand und welche Kontrollmöglichkeiten man dem 

Anbieter abverlangen kann, um auf Inhalte aufmerksam zu werden, die gegen Jugend-

schutzvorschriften verstoßen. 

Um dennoch einen funktionierenden Jugendmedienschutz auch im Internet zu veran-

kern, wird immer öfter auf technische Filtersysteme gesetzt, die für große und kleine 

Anbieter gleichermaßen taugen und finanziell zumutbar sind. Allerdings ist dies nicht 

ohne die Eltern möglich, die diese Programme einrichten und verwalten müssen. Das 

ist bisher jedoch kaum der Fall. Bei der Befragung der Eltern von 6-13-Jährigen im 

Rahmen der KIM-Studie gaben 2014 immerhin 42% an, generell keine Kenntnis über 

solche Programme zu haben. Nur 14% haben überhaupt ein Filterprogramm auf dem 

internetfähigen Computer installiert, den ihr Kind am häufigsten nutzt.107 Ob es sich 

dabei um ein anerkanntes Jugendschutzprogramm handelt, ist unklar. 

Die Gründe für die noch sehr geringe Verbreitung technischer Kontroll- und Schutzme-

chanismen sind verschieden. Zum einen wissen noch immer viele Eltern schlichtweg 

nichts von entsprechenden Angeboten oder sie wissen nicht, wo man sich über diese 

informieren kann. Auf der anderen Seite bemängeln viele, dass Filterprogramme kom-

pliziert zu installieren und zu konfigurieren sind.108 Außerdem besteht das Problem, 

dass nur gefiltert werden kann, was entsprechend als zulässig oder unzulässig mar-

kiert wurde. 

4.3 Die Anerkennung von Jugendschutzprogrammen 
Die KJM erkannte 2012 mit den Angeboten des Vereins JusProg und der Deutschen 

Telekom erstmals zwei Jugendschutzprogramme an.109 Vergleichbare Filterprogramme 

gab es zwar schon länger, nur waren diese nicht anerkannt. Es ergab sich damit für 

Inhalteanbieter zum ersten Mal in der Geschichte des fast zehn Jahre alten JMStV die 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

107 Medienpädagogischer Forschungsverbund Südwesten, 2014b: S.67 ff.	  
108 Freiwillige Selbstkontrolle Multimedia-Diensteanbieter, 2011: S.42.	  
109 Kommission für Jugendmedienschutz, 2012.	  
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Möglichkeit, ihre entwicklungsbeeinträchtigenden Angebote für ein anerkanntes Ju-

gendschutzprogramm zu programmieren und auf diese Weise ihren gesetzlichen Ver-

pflichtungen nachzukommen.110 Dadurch entstand allerdings auch eine Divergenz in 

der Regulierung verschiedener medialer Vertriebswege. So ist es für Anbieter im Rund-

funk selbst unter strengster Verschlüsselung von 18er-Filmen mit Hilfe einer Jugend-

schutz-PIN nicht erlaubt, diese außerhalb des Zeitraums von 20:00 bis 6:00 

auszustrahlen. Die aktuelle Gesetzeslage erlaubt es den Diensteanbietern hingegen, 

solche Filme im Internet rund um die Uhr anzubieten, solange die Seiten für eine Ver-

wertung durch Filterprogramme ‚getaggt‘ sind.111 Da die Einstellung der Jugendschutz-

programme optional ist und diese auch noch nicht die erhoffte Verbreitung erreicht 

hat,112 findet im Großteil der Haushalte vermutlich kein Jugendschutz im Internet statt. 

Ursache und Folge der geringen Verbreitung bilden aber teilweise eine gegenseitige 

Wechselwirkung: solange nur wenige Eltern die Software installieren, besteht insbe-

sondere für die Anbieter von jugendschutzrechtlich irrelevanten Angeboten kein Anreiz, 

diese auch für Jugendschutzprogramme auslesbar, also als unbedenklich, zu kenn-

zeichnen. Und solange nur wenige Anbieter ihre Angebote für Jugendschutzprogram-

me programmieren, wird die Erkennungsqualität von rechtlich relevanten und 

irrelevanten Inhalten nicht signifikant besser,113 wodurch wiederum für Eltern der Ein-

druck entsteht, dass viele Inhalte geblockt werden, die völlig unbedenklich sind. Dieses 

Problem sehen auch die Länder. So heißt es im veröffentlichten Eckpunktepapier für 

die Novellierung des JMStV vom 10.10.2014, welches die wesentlichen Ziele der Re-

form zusammenfasst:  

„Da Jugendschutzprogramme auf einer technisch auslesbaren Alterskennzeichnung 

durch den Anbieter aufsetzen, steht und fällt die Wirksamkeit eines solchen Pro-

gramms damit, dass sich die freiwillige Alterskennzeichnung von Inhalten möglichst als 

Regelfall durchsetzt.“114 

Vorgesehen ist die Übernahme der Alterskennzeichnung nach dem JuSchG auch für 

Telemedienangebote.115 Klar ist, dass bereits bestehende Freigaben durch FSK oder 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

110 Dreyer / Hajok, 2012: S.9.	  
111 vgl. Liesching, 2014. S.2.	  
112 Siehe dazu 4.2.	  
113 vgl. Dreyer / Hajok, 2012: S.10 f.	  
114 Eckpunktepapier zur Novellierung des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages (JMStV), 2014. S.1. Das 
Arbeitspapier findet sich in den Anlagen.	  
115 vgl. ebd.: S.2.	  
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FSF verwendet werden müssen. Hierfür sehen die Länder allerdings die Kennzeich-

nung mittels einer technisch auslesbaren xml-Datei, wie auch schon derzeit gehand-

habt, als ausreichend an. Neben den allgemein anerkannten Altersfreigaben sollten die 

Anbieter ihre Inhalte selbst bewerten. Zur Unterstützung der Anbieter sollen verstärkt 

die Selbstkontrollen in die Verantwortung gezogen werden. Sie sollen einerseits Krite-

rien bereitstellen, andererseits, wie das etwa das Niederländische Institut für die Klassi-

fizierung von audiovisuellen Medien (NICAM) anbietet, Selbstklassifizierungssysteme 

zur Verfügung stellen, so wie es die FSM mit ihrem Fragebogen zur Selbsteinschät-

zung der Altersfreigabe derzeit schon bereit hält.  

Auch die USK arbeitet mit einem solchen Fragebogen, um innerhalb des internationa-

len Alterskennzeichnungs-Programms der ‚International Age Rating Coalition’ (IARC) 

zur Einschätzung von Apps eine Kennzeichnung vorzunehmen.116 Hier wird vor allem 

zum ersten Mal versucht, einen Fragebogen international zu verwenden: er versucht, 

eine möglichst objektive Beschreibung der App abzufragen. Das Ergebnis soll dann je 

nach Empfindlichkeiten der jeweiligen teilnehmenden Staaten unterschiedlich ausgele-

sen und automatisch in eine spezifische Altersfreigabe umgewandelt werden. Die USK 

überprüft die Anbieterangaben und die daraus resultierenden Freigaben stichpunktartig 

und bei Beschwerden systematisch. Wichtig ist, dass Google auf der eigenen Plattform 

nur Apps zulässt, die den Fragebogen durchlaufen haben. Allerdings machen andere 

Plattformen, vor allem Apple und Amazon, nicht mit.  

4.4 Die gegenwärtige Reform der Jugendschutzgeset-
ze und das Problem der Kompetenzverteilung 
zwischen Bund und Ländern 

Eine neue Gesamtstrategie des Jugendschutzes wird durch die Kompetenzverteilung 

zwischen Bund und Ländern für den Medienbereich erschwert: Für Inhalte, die über 

einen Träger vertrieben werden (Kino, DVD und Computerspiele), ist der Bund zustän-

dig, elektronisch übermittelte Inhalte (Fernsehen, Internet) fallen in die Zuständigkeit 

der Länder.117 Hinzu kommt erschwerend, dass, obwohl es sowohl im Regime des Ju-

gendschutzgesetzes als auch im Regime des Jugendmedienschutz-Staatsvertrags 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

116 vgl. Falk, 2015: S.18 ff.	  
117 vgl. Gottberg, 2009: S.25.	  
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eine Einstufung durch Selbstkontrollen gibt, die Art und Weise der Zusammenarbeit mit 

den Aufsichtsbehörden völlig anders funktioniert. Die FSK und die USK prüfen in Ko-

operation mit den Obersten Landesjugendbehörden, die in das Verfahren integriert 

sind, nach dem Jugendschutzgesetz. Die FSF und die FSM hingegen prüfen als reine 

Selbstkontrolle unter Aufsicht der KJM, die allerdings nicht in den Ausschüssen inte-

griert ist, sondern in Form einer Nachkontrolle tätig  wird.118 Wenn es zu Freigaben der 

Selbstkontrollen Beschwerden der Nutzer gibt, werden diese daraufhin überprüft, ob 

sie sich im Rahmen eines fachlich begründbaren Beurteilungsspielraums bewegen. Die 

Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern hat ihren Ursprung in der politischen 

Neustrukturierung der Nachkriegszeit. Um eine Gleichschaltung der Medien wie im 

Dritten Reich zu erschweren, wurden meinungsrelevante Medien in die rechtliche Zu-

ständigkeit der Länder gegeben, während der Bund die Verantwortung über das Post- 

und Telekommunikationswesen erhielt. Genau diese Aufspaltung der Kompetenzen 

von Aufsicht und Selbstkontrollen nach Vertriebswegen macht es aber nun schwierig, 

eine gemeinsame strategische Konzeption des Jugendschutzes zu schaffen und um-

zusetzen.119  

Der Bund regelt den Jugendschutz innerhalb seines Zuständigkeitsbereiches durch 

das JuSchG, es findet auf Medienprodukte Anwendung, die über einen Träger verbrei-

tet werden.120 Elektronisch verbreitete Medien wurden bis 2003 durch den Bund im 

Information- und Kommunikationsdienstegesetz (IuKDG) geregelt, nämlich dann, wenn 

es sich um Telekommunikationsdienste ohne Meinungsrelevanz handelte, während die 

Länder Angebote, die als Meinung relevant einzuschätzen waren und redaktionell be-

arbeitet wurden, im Mediendienste-Staatsvertrag regelten. 2002 einigten sich Bund und 

Länder in einem Eckpunktepapier darauf, den Jugendschutz für das gesamte Internet 

in die Kompetenz der Länder zu geben, um divergierende Regelungen für den gleichen 

Vertriebsweg zu verhindern. Nur so war es möglich, dass der JMStV für Rundfunk und 

Telemedien121 gilt.122  

 

 
	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

118 vgl. Gottberg, 2009: S.25.	  
119 vgl. ebd. 	  
120 vgl. Dreyer, 2013: S.72.	  
121 Der Begriff der Telemedien umfasst dabei in der Praxis praktisch alle elektronischen Online-Medien, 
eine genaue Aufzählung findet sich bei Erdemir 2011: Rn.9.	  
122 vgl. Dreyer, 2013: S.74. 
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4.5 Kompetenzverteilung nach Vertriebswegen 

Zu Kompetenzproblemen kommt es beispielsweise bei der Ausstrahlung von zuvor auf 

Trägermedien erschienenen Filmen im Fernsehen. Während der JMStV in § 5 Abs. 4 

für Kino- oder DVD-Filme Altersfreigaben in Sendezeiten umwandelt, bietet das Ju-

gendschutzgesetz, wie bereits oben erwähnt, keine Möglichkeit, um Freigaben von 

Selbstkontrollen nach dem JMStV in Altersfreigaben nach dem JuSchG umzuwandeln. 

Dies wird seit Jahren partei- und institutionsübergreifend gefordert, die beteiligten Insti-

tutionen – die obersten Landesjugendbehörden, die KJM, die FSK und die FSF – sind 

aber zusammen nicht in der Lage, diese fachlich vernünftige Idee zu realisieren. Ob-

wohl alle von Konvergenz reden und dieselben Inhalte in allen medialen Verbreitungs-

wegen gleichermaßen vorkommen, ist die rechtliche Umsetzung auf gesetzlichem Weg 

bisher nicht gelungen.  

Nach Schätzungen sind etwa 20 bis 30% der DVD-Veröffentlichungen zuvor im Fern-

sehen ausgestrahlt worden und verfügen über eine Prüfung sowie eine Freigabe durch 

die FSF,123 trotzdem müssen diese erneut einem Prüfverfahren der FSK unterzogen 

werden. Dabei ergeben sich dann unter Umständen auch unterschiedliche Entschei-

dungen. Obwohl die Beurteilungsnormen im Jugendmedienschutz und im JMStV iden-

tisch sind, sind die beiden Regulierungssysteme nicht miteinander zu 

synchronisieren.124 Dabei scheint es durch keine Sachgründe zu rechtfertigen, dass 

eine Altersfreigabeentscheidung einer gesetzlich etablierten und anerkannten Selbst-

kontrolleinrichtung nicht für alle künftigen Medienverwertungen offline wie online recht-

liche Geltung haben sollte.125 Gerade in Hinsicht auf die mediale Konvergenz und die 

damit zunehmende Nutzung von Telemedien ergibt sich ein Handlungsbedarf, da im 

Zweifelsfall die Anwendungsbereiche von JuSchG und JMStV nicht immer klar ab-

grenzbar sind, wie sich am Beispiel von hybriden Computerspielkonzepten zeigt. Rele-

vant ist dies insbesondere in den Fällen, in denen ein Computerspiel durch den Online-

Modus eine inhaltliche Erweiterung, z. B. in Bezug auf die Handlung oder die Grafik 

erfährt.126 Fraglich ist auch, ob die Art und Weise der Veröffentlichung eines Unterhal-

tungsmediums Einfluss auf jugendschutzrechtliche Beurteilung des selbigen haben 

sollte. Bund und Länder müssten sich für eine Verbesserung der gegenwärtigen Situa-
	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

123 vgl. Gottberg, 2009: S.26.	  
124 vgl. Dreyer, 2013: S.78.	  
125 vgl. Liesching, 2014: S.3.	  
126 Baumann / Hofmann, 2010: S.866.	  
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tion auf einen Konsens einigen, was aufgrund der unterschiedlichen Parteienkonstella-

tionen im Bundestag und in den Landtagen eine schier unlösbare Aufgabe darstellt. In 

der gegenwärtig von den Bundesländern angestrebten Novellierung des JMStV bemü-

hen sich die Länder, eine Übernahme von FSF-Freigaben durch die obersten Landes-

jugendbehörden umzusetzen. Der Weg ist allerdings schwierig und mit verfassungs-

rechtlichen Risiken behaftet. Angestrebt wird, FSF-Freigaben durch die KJM bestätigen 

zu lassen, um den Verwaltungsakt zu simulieren, der durch die Mitwirkung der obers-

ten Landesjugendbehörden (durch ihren ständigen Vertreter) in der FSK entsteht.127 

Bei dieser Bestätigung gilt der Beurteilungsspielraum, es ist daher sehr unwahrschein-

lich, dass sie von der KJM abgelehnt wird. Faktisch wird also eine Bestätigung für die 

Übernahme notwendig, die wahrscheinlich automatisch gegeben werden muss. Das 

wird zu einem komplizierten, personalintensiven und damit teuren Verfahren führen, 

ohne dass es irgendeinen zusätzlichen Nutzen für den Jugendschutz bringt. Darüber 

hinaus wird wahrscheinlich eine Reihe von zusätzlichen Problemen auftauchen, bei-

spielsweise im Hinblick auf die möglicherweise unterschiedlichen Fassungen, die im 

Fernsehen oder auf DVD veröffentlicht werden.  

Das Hauptproblem wird sein, dass rechtlich unklar ist, ob die Länder überhaupt einen 

Weg vorschreiben dürfen, um die Freigaben der FSF auch für Trägermedien geltend 

zu machen. Denn das gehört ja eigentlich in die Regelungskompetenz des Bundes. 

Der ist zwar bereit, das zu ändern, auch um die Freigaben der FSF für Trägermedien 

übernehmen zu können, will das aber mit einer großen Reform des Jugendschutzes 

verbinden. Wie das ganze ausgeht wird, ist derzeit ungewiss. 

4.6 Die gesetzliche Überregulierung als Beschnei-
dung der Kompetenz der Landesmedienanstalten 

Es ergeben sich also aus der gesetzlichen Struktur im Jugendmedienschutz zahlreiche 

Probleme. Da der Großteil der Bestimmungen in Gesetzen oder Staatsverträgen fest-

gelegt sind, erweist sich die Struktur, insbesondre angesichts der medialen Konver-

genz und der rasanten Weiterentwicklung des Medienmarktes, als relativ unflexibel, 

schwerfällig und hemmend. Die teilweise vorhandene Handlungsunfähigkeit ist aber 

auch der Tatsache geschuldet, dass weder Bund noch Länder Teile ihrer Kompeten-
	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

127 vgl. Eckpunktepapier zur Novellierung des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages (JMStV), 2014. S.5 ff. 
Das Arbeitspapier findet sich in den Anlagen.	  
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zen abgeben möchten und jede Institution nur aus ihrer eigenen Sicht argumentiert. Im 

Falle der fehlenden Anerkennung der FSF-Urteile durch das JuSchG128 verärgert dies 

die Anbieter, führt zu doppelten Kosten und bringt für den Jugendschutz keine Vorteile.  

Es zeigt sich, dass das Bemühen des Gesetzgebers, in Ausübung seiner Kompetenz 

für den jeweiligen Vertriebsweg möglichst alle Feinheiten und Eventualitäten gesetzlich 

zu regeln, reformbedürftig ist. Der Gesetzgeber sollte erkennen, dass Mediensysteme, 

die sich für mehrere Jahrzehnte vom Prinzip her kaum ändern, der Vergangenheit an-

gehören. Als 2003 der JMStV in Kraft trat, war er im Prinzip schon veraltet. Denn wäh-

rend des relativ langen Gesetzgebungsverfahrens von ungefähr zwei Jahren hat sich 

das Internet, dass gerade im JMStV auch geregelt werden sollte, gravierend weiter 

entwickelt. Der JMStV war vor allem auf Webseiten abgestimmt, während Filme noch 

keine Rolle spielten. Sie waren höchstens in kurzen Trailern übertragbar. Bald nach 

der Verabschiedung kamen jedoch neuere und schnellere Internetverbindungen, so-

dass auch die Übertragung von ganzen Filmen möglich wurde. Hätte man das vorher 

gewusst, wäre man möglicherweise mit der Alternative anerkannter Jugendschutzpro-

gramme für zeitliche Beschränkung in der Verfügbarkeit jugendbeeinträchtigende An-

gebote etwas weniger großzügig gewesen. Es war damals auch nicht erkennbar, dass 

‚Video on Demand‘ (VoD) über das Internet den bisherigen DVD-Markt vermutlich bald 

ersetzen wird. Dadurch wird für den gleichen Film, der heute noch mit fünf Personen 

inklusive oberster Landesjugendbehörden und Verwaltungsakt geprüft werden muss, 

wenn er als DVD veröffentlicht werden soll, für die Verbreitung als VoD lediglich eine 

Einschätzung durch den Anbieter selbst und eine technische Kennzeichnung für Ju-

gendschutzsysteme, die nach dem gegenwärtigen Stand kaum genutzt werden, benö-

tigt. Es wird schwer zu begründen sein, warum an dem bisherigen Prüfungsverfahren 

für Filme auf Trägermedien festgehalten wird, wenn für den wesentlich relevanteren 

VoD-Vertriebsweg auf den Aufwand verzichtet wird. Es wäre daher notwendig, beide 

Bereiche einigermaßen vergleichbar zu gestalten.129  

Die Regelungswut des Gesetzgebers hat dazu geführt, dass heute noch Regelungen 

im JMStV zu finden sind, die für Fernsehformate entwickelt wurden, die es schon zum 

Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes nicht mehr gab. Ein Beispiel: im April 2000 

wurde ein neuer Absatz zur Sendezeitbeschränkung in den damaligen RStV aufge-

nommen, welcher später auch für den JMStV übernommen wurde. Der § 8 Abs. 2 
	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

128 Siehe dazu 4.5.	  
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JMStV ermöglicht den Kontrollgremien, aufgrund von Einzelfallentscheidungen ein 

ganzes Sendeformat präventiv in eine spätere Sendezeit zu verlegen, wenn aufgrund 

der Ähnlichkeit der Themen zu vermuten ist, dass auch spätere Folgen zu Verstößen 

führen werden.130 Eingeführt wurde die Änderung hauptsächlich wegen den in den 

1990er Jahren weit verbreiteten Talkshows,131 die aufgrund ihrer grenzwertigen The-

men und ihres zum Teil haarsträubenden Kommunikationsstils stark kritisiert wurden. 

In der Praxis fand er allerdings nie Verwendung, auch wegen seiner nicht vollständig 

geklärten Verfassungsmäßigkeit, denn es ist fraglich, ob es sich bei dieser Regelung 

nicht um unerlaubte Vorzensur handelt. Der Hauptgrund lag aber darin, dass die 

Nachmittagstalkshows sich zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes kaum noch 

im Fernsehen liefen. Außerdem hatte der vom VPRT entwickelte „Code of Conduct“132 

längst dafür gesorgt, dass keine Beanstandungen mehr ausgesprochen wurden. Ob-

wohl Sendungen wie „Arabella“ und „Bärbel Schäfer“ schon lange wieder aus dem 

Fernsehalttag verschwunden sind, findet sich der Absatz wie ein Mahnmal noch immer 

im JMStV. 

Ein weiteres Beispiel für die gesetzliche Überregulierung findet sich in § 10 Abs. 1 

JMStV. Der Abschnitt reguliert die Programmankündigung für Fernsehsendungen, in-

dem er den Gültigkeitsbereich der Kriterien für entwicklungsbeeinträchtigende Angebo-

te133 auf Programmwerbung für selbige ausweitet. Für eine Sendung, welche nur eine 

Freigabe für das Spätabendprogramm besitzt, darf also ebenfalls nur im Spätabend-

programm geworben werden, jedenfalls aus Sichtweise der KJM. Die Regelung selbst 

ist missverständlich und kann auch so interpretiert werden, als dass Werbetrailer eben-

falls die Standards von § 4 und § 5 JMStV einhalten müssen. Werbung für Trägerme-

dien wird hingegen nicht von dieser Einschränkung betroffen, da diese durch das 

JuSchG geregelt wird. Nach Ansicht der KJM ist eine strenge Auslegung notwendig, 

weil Bewegtbilder besonders attraktiv sind und daher Kinder oder Jugendliche verfüh-

ren könnten, das Programm trotz später Sendezeit zu verfolgen. Nun ist in Zeiten von 

‚YouTube‘ ohnehin fast alles im Netz zu sehen, insofern wäre es zumindest ange-

bracht, über die Bestimmung noch einmal ausführlich zu diskutieren. 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  

	  

130 vgl. Liesching, 2000: S.298.	  
131 vgl. Hessische Landesanstalt für privaten Rundfunk und neue Medien, o.J.: S.13.	  
132 vgl. Verband Privater Rundfunk und Telemedien, 1998: S.90 ff.	  
133 vgl. § 5 Abs. 4 und 5 JMStV.	  
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5 Ausblick 

Im gesetzlichen Jugendmedienschutz kommt es zu einer wachsenden Diskrepanz zwi-

schen Anspruch und Wirklichkeit. Auch jüngeren Kindern sind über das Internet Medi-

enangebote zugänglich, die sich an Ältere richten. Trotzdem sind die Internetprüffälle 

der KJM inhaltlich wesentlich drastischer als die Rundfunkfälle. Die geringe Anzahl der 

Beanstandungen durch die KJM, im ersten Halbjahr 2014 waren es nur neun festge-

stellte Verstöße,134 ist allerdings nur schwer zu erklären. Dass es tatsächlich nur so 

wenige Verstöße gibt, ist eher unwahrscheinlich. Möglicherweise ist der Aufwand, den 

die KJM für ein Beanstandungsverfahren hat, so hoch, dass nur entsprechend wenige 

Verfahren durchgeführt werden können.  

Den Herausforderungen der medialen Konvergenz wird das aktuelle System aus staat-

licher Kontrolle und regulierter Selbstkontrolle nicht gerecht. Die geplante Novellierung 

des JMStV ist, wenn überhaupt, ein erster Schritt in die richtige Richtung. Nach dem 

gescheiterten Versuch 2010 übten sich die Länder aber zunächst in Demut, die eigent-

lich notwendige große Reform bleibt aus. Auch der Bund vertritt diese Meinung und 

schlägt den Ländern eine gemeinsame große Reform vor. In einem informellen Ar-

beitspapier fasst er weitgehende Veränderungen zusammen.135 Ein Gesetzestext liegt 

aber noch nicht vor, insofern bleibt seine Absicht noch nebulös. 

Langfristiges Ziel muss eine nachhaltige Form der Regulierung sein, welche zukunfts-

weisend ist und sich nicht schon nach kurzer Zeit als wirkungslos erweist. Wie bereits 

oben ausführlich beschrieben liegt der Fehler des Gesetzgebers darin, zu viele konkre-

te Vorgaben im Gesetz festzuschreiben, die oft nur eine kurze Gültigkeit besitzen. 

Deshalb wäre es empfehlenswert, sich im Gesetz auf einen Rahmen zu beschränken 

und die Kriterien und Ausführungen durch Satzungen der Landesmedienanstalten und 

der KJM  gestalten zu lassen. Diese sind flexibler und können angemessen schnell auf 

Entwicklungen reagieren.   

Eine wichtige Frage muss aber auch vom Gesetzgeber beantwortet werden. Die Vor-

stellung, man könne über Gesetze verhindern, dass Kinder und Jugendliche mit einem 

Inhalt konfrontiert werden, der nicht für sie geeignet ist, erweist sich zunehmend als 

eine Illusion. Dennoch halten die Gesellschaft und ihre Gesetzgeber an dieser Idee 

fest. Während bekannt ist, dass Kinofilme nach kurzer Zeit über DVD, das Fernsehen 
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oder Plattformen im Internet oft völlig frei verfügbar sind, dürfen sie im Kino ohne FSK-

Prüfung und von ihr erteilter Altersfreigabe nur vor Erwachsenen gezeigt werden. Da-

bei ist das Kino wahrscheinlich der Vertriebsweg, der in der Masse für die Rezeption 

eines Films quantitativ die geringste Rolle spielt.136 Die Aufgabe muss also vielmehr 

lauten, sich um alternative Konzepte zu bemühen und die gegenwärtigen Praktiken nur 

für den Übergang aufrecht zu erhalten und zu optimieren. 

5.1 Die Rolle der Landesmedienanstalten bei der Wei-
terentwicklung des Jugendschutzes 

Die fehlende Flexibilität der derzeitigen Gesetzeslage verhindert einen zielgerichteten 

Jugendmedienschutz. Sie beruht hauptsächlich auf Werten, Normen und Erfahrungen  

aus der deutschen Mediengeschichte. Die Veränderung eben dieser Grundlagen wur-

de zuvor angesprochen. Erschwerend kommt in den letzten 20 Jahren eine rasante 

Entwicklung neuer Medien hinzu. Es ist nur noch eine Frage der Zeit, bis eine prohibiti-

ve Medienkontrolle nicht mehr durchsetzungsfähig ist.  

Für eine realistische Zukunftsvision lohnt sich ein Blick zu unserem kleinen Nachbarn, 

den Niederlanden. Seit einer radikalen Änderung 2001 wurde vom NICAM ein System 

der Selbstklassifizierung entwickelt.137 Statt von außenstehenden Gremien werden die 

Angebote seitdem von den Anbietern anhand von Fragebögen selbst klassifiziert. Die 

Aufgabe des NICAM ist hierbei, die Fragebögen zu entwickeln sowie das System zu 

überwachen und notfalls zu modifizieren. Ziel ist es, statt auf restriktive Kontrolle viel-

mehr auf die Aufklärung und die Medienkompetenz der Eltern zu setzen, wofür ihnen 

die nötigen Informationen über Medien und deren mögliche Schäden auf einfache Art 

und Weise näher gebracht werden. Zu diesem Zweck schuf NICAM neben den Alters-

einstufungen ‚Kijkwijzer‘, was im Niederländischen zwei Bedeutungen hat. Einerseits 

ist es ein Ratschlag, um „wijzer“, also weiser fernzusehen („kijken“ = gucken), anderer-

seits ist es ein Wegweiser („Kijkwijzer“), also ein Wegweiser zum Fernsehen.138 Bei 

Kijkwijzer handelt es sich um eine Reihe von simplen Piktogrammen, die Eltern bei der 

Auswahl von Fernsehprogrammen und Filmen für ihre Kinder behilflich sein sollen.  
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Abbildung 1: Kijkwijzer-Piktogramme, eigene Grafik 

Die Niederlande könnten mit ihrem Pilotprojekt Vorbild für einen europäischen Ju-

gendmedienschutz werden. Der Unterschied zu den gängigen Systemen ist klar: Den 

Eltern wird die Verantwortung nicht abgenommen, sie werden aber so gut es geht un-

terstützt. Dabei geben die Piktogramme keine Auskunft über eine Eignungsempfeh-

lung, wohl aber über die mögliche Schädlichkeit von Bildern und Eltern erhalten somit 

die Möglichkeit, selbst über die Eignung zu entscheiden. Der Bedarf einer solchen 

Übersicht über die Inhalte von audiovisuellen Medien ist auch in Deutschland vorhan-

den. Hintergrund ist, dass Jugendschutzbewertungen häufig nur den Aspekt der Ent-

wicklungsbeeinträchtigung vor Augen haben, dieser aber nicht auf alle Kinder und 

Jugendlichen in gleichem Maße anzuwenden ist. Das Alter ist dabei nur ein Aspekt, der 

für die Verarbeitungsfähigkeit von Medien relevant ist. Die Nachteile des Kompromis-

ses, den man mit der Altersklassifizierung eingeht, werden sichtbar. Ein System der 

Selbstklassifizierung wie in den Niederlanden geht verstärkt auf die Bedürfnisse der 

Eltern ein,139 wird aber gleichzeitig auch der medialen Konvergenz gerecht, da es im 

Internet ebenso fortzuführen ist.  

Was beim diesem System auffällt: Die Unsicherheit und das fehlende Vertrauen in die 

Anbieter werden dadurch ausgeglichen, dass die Beteiligung des Staates in Form des 

NICAM Rechtssicherheit schafft. Zwar hat dieses keinen direkten Einfluss auf die Ent-

scheidungen, wirkt aber indirekt durch das Schaffen der Selbstklassifizierungskriterien 
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mit. Änderungen kann das Institut, ähnlich wie die KJM in Deutschland, auf Grundlage 

von Beschwerden vornehmen. Es können im Falle einer Beanstandung ebenfalls 

Sanktionen, beispielsweise Bußgelder, verhängt werden.140 

Vorstellbar wäre ein solches System also auch in Deutschland, entfernt man sich mit 

der geplanten Selbstklassifizierung im Internet doch ohnehin schon vom klassischen 

Modell der regulierten Selbstkontrolle. Die FSF bietet derzeit ebenfalls eine Kombinati-

on aus Eignungsempfehlung und Schädlichkeitsindex zu Prüfungsentscheidungen über 

ihre Website an. Zwar handelt es sich nicht um eine Selbstklassifikation, da die Einord-

nungen durch die Prüfausschüsse getroffen werden, das Prinzip der inhaltlichen Über-

sicht in ihren Variationen wird aber deutlich. Im Bereich der mobilen Smartphone-Apps 

geht die USK derzeit den Weg der Selbstklassifizierung, allerdings nur in Form einer 

klassischen Alterskennzeichnung. Dies geschieht innerhalb der IARC, zu der sich die 

großen Appstore-Anbieter aber freiwillig verpflichten müssen. Derzeit beteiligen sich 

nur Google und Firefox,141 andere große Anbieter wie Apple oder Amazon konnten 

nicht überzeugt werden.142  

Das NICAM-System verdeutlicht hingegen, dass ein Kooperationssystem auf Vertrau-

ensbasis funktionieren kann, sofern alle Beteiligten den Sinn in ihm erkennen und es 

akzeptieren können. Würde man diesen Weg in Deutschland einschlagen wollen, so 

böten die Landesmedienanstalten mit ihren vorhandenen Strukturen die ideale Grund-

lage. Mit der KJM haben sie ein Kontrollorgan, welches die Überwachung des Systems 

übernehmen könnte, so wie auch derzeit schon. Die Kriterien für die Selbstklassifikati-

on könnten die Landesmedienanstalten in Satzungen festhalten, welche von ihnen 

jederzeit an die Veränderung der Medienlandschaft und der Werte und Normen ange-

passt werden könnte. Aber auch unabhängig vom niederländischen System bieten von 

den Landesmedienanstalten kontrollierte Rahmenbedingungen im Gegensatz zu 

Staatsverträgen und Gesetzen die nötige Flexibilität, durch das Mitwirken der Landes- 

und Bundesjugendbehörden besitzt die KJM dafür die Kompetenz. 
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5.2 Medienpädagogik als Ausweg? 

Die Zielsetzung des Jugendschutzes besteht nach dem Gesetz darin, die Entwicklung 

zu einer eigenständigen  und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit zu garantieren, oh-

ne dass dies durch Medien beeinträchtigt oder gefährdet wird. Dahinter steht die Vor-

stellung, dass es so etwas wie einen Konsens über das Ergebnis des Erziehungs-

prozesses gibt. In einer pluralistischen Gesellschaft wie der unseren ist das aber sehr 

schwierig, da die Vorstellungen über eine gelungene Erziehung in unserer Gesellschaft 

sehr weit auseinandergehen. Deshalb kann es im Jugendschutz auch nur um Grenzen 

gehen, die durch unsere Verfassung oder den allgemeinen Wertekonsens vorgegeben 

sind.143 Hinter der Befürchtung, dass Menschen überhaupt in der Lage sind, Kinder 

oder Jugendliche entgegen dem Wertekonzept unserer Gesellschaft zu beeinflussen, 

steckt eine bestimmte Wirkungsidee. Medien wird eine starke suggestive Vorbildfunkti-

on beigemessen, die der unerfahrene Jugendliche nicht als Fiktion durchschauen 

kann. Der Schutz kann zum dadurch funktionieren, dass besonders suggestive Medien 

zum Beispiel durch die FSK identifiziert und eingestuft werden, anschließend werden 

sie per Gesetz den gefährdeten Altersgruppen vorenthalten.  

Einen anderen Weg, dieses Ziel zu erreichen, verfolgt die Medienpädagogik. Sie setzt 

nicht bei den Medien und deren Vertriebswegen an, sondern bei der Stärkung des Re-

zipienten. Er soll kompetent werden, Medieninhalte richtig einzuschätzen, ihre Interes-

sen und Botschaften zu erkennen und ihnen ein eigenes Wertekonzept und ein stabiles 

Weltbild entgegenzusetzen. Ziel ist es, einen souveränen und kompetenten Jugendli-

chen zu erziehen, der Medien einordnen und einschätzen kann und sich so deren Ein-

fluss entzieht.  

Medienerziehung, Medienpädagogik, Medienkompetenzvermittlung oder Medienbil-

dung  sind inzwischen unterschiedliche Begriffe für mehr oder weniger ähnliche Erzie-

hungsziele. Auch die Landesmedienanstalten beschäftigen sich im Laufe ihrer 

Geschichte immer mehr mit Medienpädagogik, weil sie eine wichtige Ergänzung zum 

gesetzlichen Jugendschutz darstellt. Projekte wie das „Scout“-Magazin der Medienan-

stalt Hamburg / Schleswig-Holstein (MA HSH), die Initiative Klicksafe der Landeszent-

rale für Medien und Kommunikation Rheinland-Pfalz (LMK) und der Landesanstalt für 

Medien Nordrhein Westfalen (LfM) oder der Programmratgeber Flimmo, an dem ver-
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schiedene Landesmedienanstalten beteiligt sind144, zeigen das Engagement, das die 

Landesmedienanstalten bereits im Bereich der Medienkompetenzvermittlung bewiesen 

haben. Die Frage ist, ob durch eine Verstärkung und einen systematischen Ausbau der 

Medienpädagogik mittelfristig  gesetzlicher Jugendschutz zu ersetzen ist.  

Wie in dieser Arbeit bereits dargelegt wurde, ist die Frage, ob Medienpädagogik einen 

Ersatz oder eine Alternative zu gesetzlichen Altersbeschränkungen darstellt, durch die 

Praxis der allgemeinen Verfügbarkeit aller Inhalte im Internet obsolet geworden. Die 

Vorstellung, dass Medienpädagogik in der Lage ist, Jugendliche gegenüber beeinträch-

tigenden Inhalten aus den Medien gewissermaßen zu immunisieren, ist sicherlich auch 

übertrieben. Aber klar ist auch, dass die Gefahr einer ungefährdeten Beeinflussung der 

Lebenswelt eines Jugendlichen durch Medien durch die Schaffung von stabilen Wert-

vorstellungen und Kenntnissen über die Hintergründe der Medien erheblich reduziert 

werden kann. 
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6 Zusammenfassung und Fazit 
Das System der Medienkontrolle in Deutschland ist, historisch bedingt, dezentral auf-

gebaut. Im Kontext erklärt sich so auch die Vielzahl von Institutionen, welche am Ju-

gendmedienschutz beteiligt sind. Die Landesmedienanstalten besitzen hiervon 

wiederum den größten Kompetenzbereich, jedenfalls im Bereich des Rundfunks und 

des Internets. Durch die KJM obliegt ihnen die Aufsicht über die Anbieter von Fernse-

hen und Telemedien sowie über die nach dem JMStV anerkannten Selbstkontrollen. 

Legitimiert werden sie durch das Grundgesetz, welches die Rundfunkzuständigkeit an 

die Bundesländer vergibt. Sie schaffen das öffentlich-rechtliche Dach, um privaten 

Rundfunk zu lizensieren und zu beaufsichtigen. Die Landesmedienanstalten agieren 

hierbei als Organ der Länder. Da die in den einzelnen Landesmedienanstalten lizen-

sierten Sender in der Regel bundesweit ausstrahlen, sorgt der von allen Ländern un-

terzeichnete Rundfunkstaatsvertrag dafür, dass für alle Landesmedienanstalten 

derselbe Rahmen gilt. Seit 2003 gilt ein eigens dafür geschaffener Staatsvertrag für die 

Regelung des Jugendschutzes (JMStV). 

Die KJM führt die Aufsicht über die Einhaltung der Bestimmungen des JMStV. Der Er-

füllung dieser Aufgaben gibt das Gesetz einen sehr engen Rahmen vor, der die Spiel-

räume der Landesmedienanstalten stark einschränkt. Angesichts der rasanten 

Medienentwicklung sind gesetzliche Bestimmungen zuweilen schon zum Zeitpunkt des 

gesetzlichen Inkrafttretens veraltet. Auch wenn dies den Medienanstalten bewusst ist, 

können sie notwendige Veränderungen selber nicht ohne die Mithilfe des Gesetzge-

bers gestalten. Wie lange eine Gesetzesreform dauert, zeigt sich daran, dass die Län-

der sich seit nunmehr sieben Jahren bemühen, den JMStV an die aktuelle 

Mediensituation anzupassen. Es besteht dann wiederum die Gefahr, dass angesichts 

des langen Prozesses der Vertrag schon zum Zeitpunkt des Inkrafttretens voraussicht-

lich Mitte 2016 die dann aktuellen Probleme nicht mehr lösen kann. 

Ein wichtiges Thema, was auch von den Landesmedienanstalten seit längerer Zeit 

gesehen wird, ist die gegenseitige Anerkennung der Freigaben von FSK und FSF für 

inhaltsgleiche Filme und Sendungen. Die grundgesetzliche Verankerung der Kompe-

tenzzuweisung erweist sich in der aktuellen Praxis als größtes Hindernis. Da dem Bund 

die Kontrolle über das Postwesen zugeordnet ist, können Trägermedien nicht von den 

Ländern gesetzlich reguliert werden. Die Regulierungskompetenz für meinungsrelevan-

te Inhalte liegt aber nun wiederum bei den Bundesländern, so dass der Bund hier nicht 

regulatorisch tätig werden darf, der Aufsicht sind also die Hände gebunden. Auch wenn 

alle Inhalte aus dem Bereich der Trägermedien fast parallel im Internet angeboten 

werden, ist es nicht möglich, eine gemeinsam gültige Alterskennzeichnung durchzuset-
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zen. Die Anerkennung von Kennzeichnungen der Freiwilligen Selbstkontrolle Fernse-

hen für eine spätere Veröffentlichung auf Trägermedien wird dadurch verhindert, dass 

das  in die Kompetenz des Bundes fallende JuSchG eine solche nicht vorsieht, obwohl 

der von den Ländern abgeschlossene JMStV seinerseits FSK-Kennzeichnungen für 

den Rundfunk übernimmt. Dieses Beispiel ist sinnbildlich für die zahlreichen Probleme 

innerhalb der Kompetenzverteilung zwischen Bund und Bundesländern, welche die 

Landesmedienanstalten in ihrer Arbeit einschränken.  

Eine zweite wichtige Frage angesichts der aktuellen Medienentwicklung ist, wie weit 

durch Ausschüsse erteilte Freigaben in den elektronisch verbreiteten Medien mittelfris-

tig noch sinnvoll und möglich sind. Die Länder setzen gemeinsam auf die nach § 11 

JMStV anerkannten Jugendschutzprogramme, vor allen Dingen auf JusProg. Auch hier 

zeigt sich, dass die starren gesetzlichen Vorgaben die Landesmedienanstalten bei der 

Entwicklung von an die mediale Realität angepassten Kriterien behindern. Die gegen-

wärtige Vorgabe für die Anerkennung von Jugendschutzprogrammen stammt aus dem 

Jahre 2003, als es noch weitestgehend um Webseiten ging. Heute gibt es zahlreiche, 

zum Teil sehr unterschiedliche Angebote im Netz, was die Anforderungen an Jugend-

schutzprogramme völlig verändert und gleichzeitig erschwert, den hohen im Gesetz 

geforderten Sicherheitsstandards gerecht zu werden. Dies hatte in der Vergangenheit 

zur Folge, dass die KLM erst acht Jahre nach dem Inkrafttreten des Gesetzes ein ers-

tes Jugendschutzprogramm anerkennen konnte, es wurde also wichtige Zeit ver-

schenkt. Hätte sich der Gesetzgeber in den Kriterien für Jugendschutzprogramme 

zurückgehalten und beispielsweise nur als Ziel formuliert, dass solche Programme an-

erkannt werden, wenn sie, gemessen am Stand der Technik, eine möglichst hohe Zu-

verlässigkeit aufweisen, hätte die KJM sehr viel mehr Spielraum gehabt, an die Realität 

angepasste Kriterien zu entwickeln und Jugendschutzprogramm entsprechend schnel-

ler anzuerkennen. 

Auch in der gegenwärtigen Reform des JMStV wird den Landesmedienanstalten kein 

größerer Spielraum zugestanden, dabei gibt es um einige neue Fragen, die dringend 

geregelt werden müssten. Dazu gehört die Frage nach der Haftung von Anbietern, die 

auf ihren Plattformen Inhalte Dritter vermitteln (z.B. Google mit YouTube, aber auch 

soziale Netzwerke wie Facebook). In dem Entwurf, der vom 8. Mai bis zum 8. Juni 

2015 einen Monat lang als Grundlage für die Online-Konsultation vom Land Sachsen 

ins Netz gestellt wurde, sollen die Plattformbetreiber verpflichtet werden, diejenigen, 

die ihre Inhalte dort hochladen, über die Anwendung der Jugendschutzbestimmungen 

zu informieren. Diese Regelung führte vielerorts zu Protesten, da dies zum gegenwär-

tigen Zeitpunkt vor allen Dingen bei kleineren Plattformen nicht durchsetzbar ist. Hätte 

man dies als Absicht im Gesetz formuliert und es den Landesmedienanstalten anheim 
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gestellt, realitätsnahe Kriterien zusammen mit den Plattformbetreibern und den Selbst-

kontrollen zu entwickeln, hätte man sicherstellen können, dass der jeweils höchst mög-

liche Standard realisiert werden kann. 

Ein weiterer wichtiger Punkt ist die Frage, wie wir im Bereich des Jugendschutzes mit 

Smart TV umgehen. Hier wird das Internet mit dem klassischen Fernseher vereint, je-

doch gelten die Jugendschutzbestimmungen nicht nach Inhalten, sondern danach, ob 

diese über die Quelle Fernsehen oder über die Quelle Internet verfügbar gemacht wer-

den. Die Selbstkontrollen haben schon vor Jahren darüber nachgedacht, wie durch 

technische Maßnahmen der Jugendschutz auch im Bereich der über das Internet zu-

gänglichen Programme umgesetzt werden kann. Das Problem: im Gesetz findet sich 

hier hierfür keine Grundlage, denn 2003 zählte Smart TV noch zur Science-Fiction. Die 

Ideen des Selbstkontroll-Prinzips hätten also die Hersteller, die beispielsweise in Korea 

oder Japan ihren Sitz haben, für entsprechende Jugendschutzmaßnahmen überzeu-

gen müssen. Diese wären weder vom Gesetz und somit auch nicht von der Aufsicht 

gedeckt worden, hätten also im Nachhinein jederzeit geändert werden können. Die 

Folge ist, dass es bisher in diesem Bereich noch keinen einzigen, erkennbaren Fort-

schritt gibt. So werden wichtige Bereiche, in denen Jugendschutz geregelt werden soll-

te, aus praktischen Gründen ausgeklammert. Auch hier wäre es besser gewesen, den 

Landesmedienanstalten mehr Handlungskompetenz zu übertragen. 

Auch der Versuch der USK, internationale Freigabesysteme für Apps als Grundlage für 

einen funktionierenden Jugendschutz zumindest bei Google zu verwenden, ist letztlich 

ohne die KJM auf den Weg gebracht worden. Das Jugendschutzprogramm, das 

Google für die Auslesung der Freigaben verwendet, ist von der KJM bisher nicht aner-

kannt worden. Dadurch fehlt die Sicherheit, dass der nicht unerhebliche Aufwand auch 

tatsächlich rechtssicher ist und sich für alle Beteiligten letztlich lohnt. Wichtig wäre 

auch, dass das System wissenschaftlich evaluiert wird, um herauszufinden, ob das 

automatisierte System Freigaben vergibt, die den bisher von Selbstkontrollen in Aus-

schüssen erteilten Freigaben entsprechen. Es wäre fatal, wenn aus lauter Glückselig-

keit darüber, dass nun flächendeckend Freigaben erteilt werden, die einzelnen 

Entscheidungen nicht mehr logisch nachvollziehbar wären. 

Ein gutes System findet sich in der Mischung von Altersfreigaben und Empfehlungen, 

wie sie durch Piktogramme bei Kijkwijzer in den Niederlanden umgesetzt wird. Wahr-

scheinlich werden Informationen und Empfehlungen, ähnlich wie im Bereich der Le-

bensmittel, in Zukunft auch im Medienbereich eine größere Rolle spielen. Insofern ist 

es sinnvoll, bereits jetzt Altersfreigaben mit solchen Informationen zu koppeln. Das 

NICAM hat das Privileg, sehr eigenständig über die Umsetzung und über Veränderun-

gen des Systems zu entscheiden, dadurch ist es sehr flexibel. Wenn sich beispielswei-
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se zeigt, dass eine neue Altersbeschränkung zwischen sechs und zwölf Jahren von 

den Eltern gewünscht wird, so kann diese durch das NICAM selbst umgesetzt werden, 

man muss nicht mehr auf den Gesetzgeber warten. Sehr positiv ist auch die Entwick-

lung zu sehen, dass es bei dem NICAM gelungen ist, über die Grenzen des privaten 

und öffentlich-rechtlichen Fernsehens hinweg, Jugendschutz gemeinsam durchzufüh-

ren. 

Zusammenfassend lässt sich sagen: die Landesmedienanstalten hätten heute noch 

eine wesentlich wichtigere Funktion, wenn der Gesetzgeber ihnen mehr Spielraum 

ließe und sie nicht durch eine enge Regulierung im Rundfunkstaatsvertrag und im Ju-

gendmedienschutz-Staatsvertrag stark einschränken würde. Die Medienanstalten sind 

so konstruiert, dass in ihren Gremien viele gesellschaftlich relevante Gruppen vertreten 

sind. Deshalb sollte man ihre Kompetenzen nicht durch starre Vorgaben derartig ein-

schränken, dass sie lediglich zum Erfüllungsgehilfen des Gesetzgebers werden. An-

hand der sehr reduzierten Möglichkeiten der Medienanstalten, im Bereich des 

Jugendschutzes angemessen kompetent auf die sich rasant entwickelnde Medienland-

schaft zu reagieren, wird deutlich, dass sie dadurch praktisch zur Untätigkeit verdammt 

sind. Ähnliche Probleme findet sich auch im Bereich der Regulierung von Werbung, die 

im Fernsehen völlig anders geregelt ist als im Bereich des Internets. Man kann darüber 

streiten, ob das sinnvoll oder überholt ist, aber selbst wenn die Landesmedienanstalten 

zu dem Ergebnis kämen, dass man diese Divergenzen angleichen müsste, bräuchten 

sie zur Durchführung eine Änderung des Gesetzes. Dies kann, wenn man die Landes-

stellen halten will und sich der Staat sich ihre nicht unerhebliche Finanzierung leistet, 

auf die Dauer nicht sinnvoll sein. 
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